
Zwischen Staatsräson und Gemeinschaftsbindung 

Zur Gemeinwohlorientierung des Völkerrechts der Gegenwart 

Die Frage nach der Verwirklichung eines ,.allgemeinen Wohls" im oder durch das Völ- 
kerrecht führt rasch zur völkerrechtlichen ,,Sinnfrages überhaupt, welche die ältere 
„Existenzfrage6' (,.Gibt es überhaupt ein Völkerrecht?") abgelöst hat: Welche Rechtsgü- 
ter will das Völkerrecht sichern oder schützen, welche sichert oder schützt es tatsäch- 
lich? Wessen Wohl ist gemeint, wenn vom „Gemeinwohla die Rede ist? Befindet sich 
die normative Ordnung und die sie tragende Organisation im Einklang mit der realen 
Welt des beginnenden 21. Jahrhunderts, genügt sie deren rechtlichen Regelungsbedürf- I 
nissen? Die Frage nach dem Gemeinwohl trifft das Völkerrecht härter als andere 
Rechtsordnungen und -gebiete, die sich - in größerer Selbstgewißheit - seit längerem 
mit den „Schwierigkeiten, dem Gemeinwohlbegriff Konturen zu verleihen",' abgefun- 
den haben. 

Anders als etwa im öffentlichen Recht Deutschlands oder der USA gibt es im VöI- 
kerrecht keine eigene „Gemeinwohl-Literatur" (das heißt eine größere Zahl von Piibli- 
kationen, die dem Gemeinwohlbegriff und seinem Inhalt, den Dimensionen und Funk- 
tionen des Gemeinwohls nachgehen), deren Analyse und Kritik der vorliegende Beitrag 1 

gewidmet sein könnte. Um nicht dort stehen zu bleiben, wo in völkerrechtlichen Quel- 
len und der Literatur - oft eher zufällig - wörtlich von „Genieinwohl" oder „Gemein- 
scliaftsinteresse" gesprochen wird, sondern der mit diesen Begriffen angesprochenen 
Sache auf die Spur zu kommen, muß ein größerer Rahmen abgesteckt werden. 

Dieser Rahmen ist zunächst zeitlich bestimmt. In den ersten beiden Teilen meines 
Beitrags erzähle ich eine Geschichte, die in der Völkerrechtslehre der Gegenwart zum 
„conventional wisdom" geworden ist. Es ist die Geschichte einer Rechtsordnung, die, 
ursprünglich und bis in das 20. Jahrhundert hinein, vom Egoismus und der Konk~lrrenz 
der Staaten geprägt war und im wesentlichen der Abgrenzung der einzelstaatlichen 
Kompetenzsphären diente, sich aber im Zeitalter des Völkerbundes und der Vereinten 
Nationen zu einem „Recht der Kooperation" gewandelt und zunehmend Belangen und 
Interessen der „internationalen Gemeinschaft" (,.international community") geöffnet 
hat. Diese Gemeinschaft ist zentraler Topos einer insbesondere von deutschen Autoren 

' Vgl. Schuppert 2002. 



getragenen völkerrechtlichen Lehre, die im Mittelpiinkt des dritten Teiles steht, weil sie 
am deutlichsten Gemeinwohlaspekte des Völkerrechts der Gegenwart herausgearbeitet 
und zu verstärken gesucht hat. Der vierte Teil des Beitrags will sodann einen knappen 
Überblick iiber jene Normen des geltenden Völkerrechts geben, die eine besondere 
Gemeinwohlorientierung kennzeichnet. Die wichtigsten betreffenden Normkategorien 
sind das „zwingende Völkerrecht" („ius cogens") und die „Verpflichtungen erga om- 
nes", das heißt allen Staaten oder der Staatengemeinschaft geschuldete Pflichten. Auf 
der Grundlage dieser Sichtung des normativen Bestandes versuche ich im fünften Teil 
den materiellen Gehalt des Gemeinwohls der internationalen Gemeinschaft zu bestim- 
men. Als verbindendes und zentrales Merkmal der gemeinwohlorientierten Nomen tritt 
der Schutz des Individuiims hervor. Der sechste und letzte Teil dieses Beitrags ist mei- 
nen Schlußfolgerungen und der Skizziening einzelner zentraler Probleme der völker- 
rechtlichen Gemeinwohlvenvirklichung gewidmet. 

I. Das Völkerrecht im Dienst der Staatsräson 

Der Begriff des „bonum commune generis humani", des allgemeinen Giites oder Wohles 
der Menschheit, begegnet uns am Anfang der fnihmodernen Völkerrechtsdogrnatik. Der 
spanische Spätscholastiker Francisco Suarez (1548-161 7) benutzte ihn beiläufig in sei- 
ner Abhandlung über den Krieg (disputatio de belle), als er bemerkte, die Auffassung, 
alle Streitigkeiten zwischen Fürsten und Republiken könnten nur durch Krieg ausgetra- 
gen werden, verstoße gegen die Vernunft und das bonum commune des Menschenge- 
schlechts, und daher gegen die Gerechtigkeit („contra pnidentiam, ac bonum commune 
generis humani; ergo Contra iustitiam").' Obwohl Suirez den von seinem Vorgänger 
Francisco de Vitoria (ca. 1483-1546) geprägten Begriff des Völkerrechts („ius genti- 
um") als „ius inter omnes gentes" aufnahm iind im Sinne des „modernen" zwischenstaat- 
lichen Rechts erklärte, daher also zu Recht zu den Vordenkern des Rechts einer pluralen 
Staatengemeinschaft gerechnet wird, stand sein Wort vom menschheitlichen Gemein- 
wohl eher am Ende als am Anfang einer Entwicklung. Es wies zurück auf die verloren 
gegangene religiös-politische Einheit des christlichen Abendlandes unter Kaiser und 
Papst, die „res publica christiana", letztlich die Einheit des Gottesvolkes, und suchte 
diese Vorstelliing einer die Völker und Staaten umspannenden Gemeinschaft, deren 
allgemeiner Vorteil den Vorrang vor dem der einzelnen Glieder haben sollte, in die sich 
bildende säkulare moderne europäische Staatenwelt hinübern~nehmen.~ 

Die Zukunft gehörte jedenfalls nicht diesem Gedanken einer universalen Völker- und 
Menschengeineinschaft, sondern dem der Konkurrenz und Rivalität der einzelnen Staa- 
ten und Territorien, ihres Wettstreits um politische, wirtschaftliche und militärische 

Siiarez, De triplici virtute theologica; tractatus 111: De charitate; disputatio XIII: De bello; sectio 
sexta, 5. In der Ausgabe von 1621 (fotomechanischer Nachdnick in Sudrez 1944) S. 810. Vgl. Ver- 
dross 1977, S. 157 f., Verdross/Simma 1984, S. 12 f., iind Doyle 1999. Zur Idee des „Wohls der 
ganzen Menschheit" („tinis et boniirn totius orbis") bei Vitoria Soder 1955, S. 5840. ' Vpl. zum frühmodernen Völkerrecht Grewe 1984, S. 33-54, 163-2 16. lind Fassbender 1998c, 
S. 21-33. 



Macht, bevölkenings- und gebietsmäßipe Größe und den das alles spiegelnden Rang. 
Mit einem Wort Otto Hintzes ging es um die neuzeitliche „Herauslösung des Staates als 
eines Individuums aus der Gebundenheit alter Gemeinschaftsverhältriisse", iim einen 
„Übergang zu individueller ~elbstbestirnmung".~ Diesen Staat bezeichnete Hintze als 
„MachtstaatU: ,,Er muß sich in der neuen Staatengesellschaft behaupten können"; ,.b]e- 
der Staat muß sehen, wie er seine Interessen schützen und durchsetzen kann"; „[g]erade 
die beständige Rivalität unter den Mächten. die ja niemals auf die Dauer unter einheitli- 
che Führung gebracht werden konnten, erzeugt eine unerhörte Anspannung aller Ener- 
gien. namentlich der militärischen und finanzie~len".~ 

Den fnihmodernen Staat als Träger der völkerrechtlichen Ordnung kennzeichneten 
seine Rationalität, sein säkularer Charakter und seine Verbindung mit dem kapitalisti- 
schen Wirtschaftsprinzip - vor allem aber seine Souveränität. Dem Souveränitätsbegriff, 
dem Jean Bodins „Six Livres de la Republique" von 1576 „Einlaß und Rang in Staats- 
denken und Staatspraxis" verschafften," entnahmen zuerst die französischen königlichen 
Juristen den Anspruch Frankreichs auf Unabhängigkeit von der Kirche und anderen 
„auswärtigen" weltlichen Mächten, auf Selbstbestimmung und Selbstbehauptung, sowie 
auf die höchste und insoweit ausschließliche Befugnis der Rechtsetning und der Anwen- 
dung physischer Gewalt im Inneren des Staates. Bodins beriihmte Definition („La soLive- 
rainete est la puissance absolue & perpeiuelle d'une Republique") betonte das Eigenrecht 
eines Staates, nicht seine Gemeinschaftsgebundenheit, auch wenn diese Macht nicht die 
Freiheit von den „loix divines & naturelles" einschließen sollte.' 

Verstärkung fand dieses Denken im sechzehnten Jahrhundert mit dem Aufkommen des 
Begriffs der „Staatsräson" („ragione di stato"). Dieser verband sich mit dem Namen Ma- 
chiavellis, der „radikal ,NutzenL und ,NotwendigkeitL (,utilitAG, ,necessitA6) als Leitbegrif- 
fe des (fürstlichen) Handelns vorangestellt hatte,  ina abhängig von christlich-antiker Ethik, 
wie sie den Fürstenspiegeln zugrunde gelegen hatte".x Nach dem pluralischen Sprachge- 
brauch Machiavellis (,.ragione degli stati") hatte jeder einzelne Staat eine ihm eigentümli- 
che ,,RäsonG, die als Leitlinie seiner Politik erkannt und befolgt werden müsse. .,Je eigene 
,ratioL des Staates - das heißt im Geiste Machiavellis Lösung von übergeordneten, norma- 
tiven Traditionsbegriffen, Emanzipation der auf ,Nutzenc und ,NotwendigkeitL des Staa- 
tes bezogenen Politik von Religion und Ethik. Ausdruck dieses absoluten politischen 
Denkens war das Wort ,InteresseG beziehungsweise ,StaatsinteresseL, das gleichzeitig mit 
dem Begriff ,ragione di stato' aufkam, sich mit ihm verband [und] im tnihen 17. Jahrhun- 
dert zum vielgebrauchten politischen Schlagwort wurde".' 
Im achtzehnten Jahrhundert definierte Johann Jacob Moser (äußere) Souveränität ei- 

nes Staates als die „höchste unabhängige ~ewalt"' ' ,  darin bestehend, „daß er von kei- 

Hintze 1962, S. 478. 
Ebd., S. 479 f. 
Quaritsch 1970, S. 39; vgl. Quaritsch 1986, sowie Klippe1 1990, S. 98-1 28, lind Engel 197 1, 
S. 410420. 
Bodin 1583. Livre preniier, Chap. VIII, S. 122, 133. 
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l0 Moser 1773, S. 4. 



nem andern abhängt, sondern in seinen Angelegenheiten nach eigenem Gutdünken 
verfahren kann."" Doch war Scheuner zufolge auch diese Souveränität noch eine ande- 
re, gebundenere als jene Vorstellung, die sich im neunzehnten Jahrhundert durchsetzte 
und im Völkerrecht der Gegenwart noch immer nachwirkt: 

,.Erst im bürgerlichen Denken erreichte die einzelstaatliche Souveränitat ihre volle Ausbil- 
dung, der gegenüber die frühere Verbundenheit in naturrechtlicher Anschauung und monarchi- 
scher Solidarität zunicktrat. [...I Erst im 19. Jahrhundert stieg nach der Auflösiing des Natur- 
rechts durch die historische Schule und im Gefolge einer formalen Rechtstheorie der 
Soiiver;initätsbegriff dazu auf, auch Herrschaft über das Recht zu gewähren, und wurden dem- 
entsprechend die Staaten nur mehr an ihren eigenen Willen gebunden."" 

Staatspraxis und Rechtslehre faßten das Völkerrecht im neunzehnten Jahrhundert ent- 
sprechend nicht als eine Ordnung auf, die ein gemeines Wohl aller dieses Recht tragen- 
den Staaten (oder ihrer Völker) fördern oder realisieren sollte. In erster Linie wurde das 
Völkerrecht vielmehr von seinen Verfechtern als dem Eigeninteresse der individuellen 
Staaten dienend verteidigt. Das in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts weitverbreitete 
Lehrbuch von August Wilhelm Heffter erklärte das Völkerrecht etwa als Sache der 
Nützlichkeit und Notwendigkeit für jeden einzelnen Staat: 

„Der einzelne Staat setzt sich zunächst sein Recht gegen andere selbst; giebt er die Isolirung 
auf, so bildet sich im Verkehre mit den anderen ein gemeines Recht, wovon er sich nicht wie- 
der lossagen kann, ohne seine Existenz und seinen Zusammenhang mit den anderen aufzuop- 
fern oder doch in Gefahr zu bringen. [...I [Dieses Recht] beruhet zuerst nur auf äußerer 
Nothwendigkeit oder äußerlichem Nutzen. In höherer Entwickelung nimmt es aber auch das 
sittlich Nöthige und Nützliche in sich auc  es stößt das Unsittliche allmählich von sich aus und 
fordert ein in diesen Grenzen gehaltenes ~ a n d e l n . " ' ~  

Es entsprach ganz dieser Auffassung des Völkerrechts als eines „Verkehrs-Rechtes", 
daß seine Hauptmaterien das Recht der diplomatischen Beziehungen, das Recht der 
Verträge, das Seerecht und das Kriegsrecht waren. William Edward Hall, Autor des 
führenden englischen Lehrbuchs der Zeit, schrieb, es existiere im Völkerrecht, anders 
als im Recht moderner zivilisierter Staaten, keine Person oder Gmppe von Personen, 
der die Autorität verliehen worden sei, Recht zum gemeinen Nutzen zu setzen: 

,.States [. . .] are independent beings, sirbject to no control, and owning no superior: no Person 
or body of persons exists to whom authority has been delegated to declare law for the common 
good; a state is only bound by niles to which it feels itself obliged in conscience after reason- 
able examination to submit."" 

Nach der Jahrhundertwende ging Franz von Liszt, seiner Zeit bedeutend vorauseilend, 
zwar ebenfalls noch vom Eigeninteresse der Staaten aus, betonte aber gleichzeitig den 
Gemeinschaftsgedanken: 

I ' Ders. 1777, zit. nach der Aiisg. 1959, S. 14. 
' I  Scheuner, Die großen Friedensschlüsse als Grundlage der europäischen Staatenordnung zwischen 

1648 und 18 15 (1964). in: Sclieuner 1984, S. 349,373. 
I' Heffter 1888, S. 3. 
l4 Hall 1884, S. 4. 
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„Die Völkerreclitsgemeinschafi (la famillc des nations) ist ein dauernder und allcge~neiner 
Zweckverhand (Iiiteressengemeinschaft) der Staaten. Sie wird umgrenzt durch die gemeinsame 
Rechtsüberzeugiing. die auf der Gemeinsamkeit der lnteressen und dcr Kultur beruht. Sie 
kennzeiclinet sich durch den ständigen und umfassenden Verkehr auf dem Fuße der Gleichbe- 
rechtigung. [. . .] Der steigende Austausch materieller tind geisticger Güter zwischen den Staaten 
weist jeden von ihnen aufjeden andem hin, Iäßt ihn seine tatsächliche Abhängigkeit von allen 
andem (seine ,interdCpendance') erkennen und zwingt ihn zur Verständigung mit allen übri- 
gen, tim in Gemeinschaft mit ihnen die eigenen lnteressen zu sichern und zu fordern. So ent- 
steht und entwickelt sich die Erkenntnis, daß es Lebensinteressen, Güter der Menschen gibt, 
deren Träger nicht der einzelne Staat, sondern eine Gesamtheit von Staaten ist."15 

Als besonders wichtig erachtete von Liszt, ,.daß auf den verschiedenen Gebieten 
menschlicher Lebensbetätigung heute bereits die Erkenntnis der vorhandenen Interes- 
sengemeinschaft zu einem engeren Zusammenschluß der beteiligten Staaten gefihrt hat, 
zur Bildung von besonderen Zweckverbänden, die die Wahrung und Fördemng gemein- 
samer Interessen mit vereinten Kräften anstreben."16 

11. ,,Altesu und ,,neues" Völkerrecht: Koexistenz und Kooperation der 
Staaten im Zeitalter der Vereinten Nationen 

Erst die Erfahrung der beiden Weltkriege des zwanzigsten Jahrhunderts brachte eine all- 
mähliche Abwendung von der reinen Selbstbindungslehre und der mit ihr verbundenen 
Anschauung, ein Staat werde und solle auch nur so viele und nur diejenigen völkerreclitli- 
chen Verpflichtungen akzeptieren, die seine nationalen lnteressen förderten. Die Kriege 
wurden weithin als Folge und Höhepunkt der „~ouveränitätsanarchie"" des neunzehnten 
und zwanzigsten Jahrhunderts angesehen, in die eine unselige Verbindung von überstei- 
gerter Souveränitätsidee, Rechtspositivismus und Nationalismiis geführt hatte." Die poli- 
tische und bald auch die völkerrechtliche Rhetorik stellte nun die Gemeinschaft der Staa- 
ten über ihre Vereinzelung und Konkurrenz, und Gemeinschaftswerte und -interessen 
über partikulare. 

Wichtigstes Zeugnis dieses Wandels ist die Präambel der am 25. Juni 1945 in San 
Francisco angenommenen Charta der Vereinten Nationen. Sie benennt zum ersten Mal 
in der Geschichte des Völkerrechts materielle Werte, die die internationale Zusammen- 
arbeit aller Staaten der Welt leiten und durch sie realisiert werden sollen: Friede, Men- 
schenrechte und Menschenwürde, Gleichberechtigung von Mann und Frau, Gerechtig- 
keit, sozialer und wirtschaftlicher Fortschritt, Toleranz. In unserem Zusammenhang ist 
auch bemerkenswert, daß die Präambel den Begriff des „common interest" (der in der 

l 5  Liszt 1925, S. 2 (die erste Auflage erschien 1898, die elfte 1918). Vgl. dazu Hemiann 2001, 
S. 193-200,24 1-249. 

I h  Liszt 1925, S. 289. 
17 Ausdruck von Kimminicli 1987, S. 73, der ihn allerdings auf die ganze Epoche des „klassischen 

Völkerrechts" (nach seiner Einteilung 1648 bis 1918) bezieht. Ähnlich Brierly 1963, S. 45 (.,the 
doctrine of sovereignty [as a principle ofl international anarchy"). 

I n  Vgl. Fassbender 2000a. S. 493. 



Organisation vereinten Nationen) verwendet: Die Völker seien entschlossen zu gewähr- 
leisten, daß Waffengewalt nicht angewendet wird, ,,außer im gemeinsamen Interesse". 

„1.tre the Peoples of the Uiiited Nations determined to save succeeding generations froni the 
scourge of war, which twice in our lifetime has brouglit iintold sorro\v to mankind, and to reaf- 
firm faith in filndamental human rights, in tlie dignity and worth of the human Person, in the 
eqlial rights of men and women and of nations large and small, and to establish conditions un- 
der which jiistice and respect for the obligations arising from treaties and other sources of in- 
ternational law can be niaintained, and to proniote social Progress and better standards of life 
in larger freedom, nndfor these ends to practice tolerante and live together in peace with one 
another as good neighbours, and to unite our strengtli to maintain international peace and secu- 
rity, and to ensure, by the acceptance of principles and the institution of methods, that armed 
force shall not be used, save in the common interest, and to employ international machinery 
for the promotion of the economic and social advancement of all peoples, have resolved to 
combine our efforts to accomplish these a i m ~ . " ' ~  

Artikel 1 nennt als die wesentlichen Ziele der universellen Organisation der Vereinten 
Nationen: 

„I. To maintain international peace and security [...I; 
2. To develop friendly relations among nations based on respect for the principle of equal 
rights and self-determination of peoples, [...I; 
3. To achieve international CO-operation in solving international problems of an economic, so- 
cial, cultural, or humanitarian character, and in promoting and encouraging respect for human 
rights and for fundamental freedoms for all without distinction as to race, Sex, language, or re- 
ligion; [...J." 

In Anknüpfung an das so in der UN-Charta proklamierte Ziel umfassender internationa- 
ler Zusammenarbeit hat Wolfgang Friedmann in seinem 1964 erschienenen Buch mit 
dem Titel „The Changing Structure of International Law" den mit der Gründung der 
Vereinten Nationen sichtbar gewordenen und verstärkten Wandel des Völkerrechts so 
beschrieben: Das klassische „international law of coexistence" sei im wesentlichen ein 
,.negative code of rules of abstention" gewesen - ein Kodex von an die Staaten gerich- 
teten Verboten bestimmter Verhaltensweisen (wie der Verletzung fremden Territoriums 
oder fremder Staatsangehöriger oder der Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
eines fiemden Staates). Zu diesem Völkerrecht der Koexistenz sei - ansatzweise in der 
Ära des Völkerbundes, durchgreifend aber erst nach dem Zweiten Weltkrieg - sowohl 
auf universeller wie auf regionaler Ebene ein ,,international law of CO-operation" getre- 
ten, das den Staaten kooperatives Handeln gebiete, und zwar in einer Vielzahl von dem 
alten Koexistenz-Recht noch unbekannten sachgebieten." Zustimmend zitierte Fried- 
mann Wilfred Jenks: 

„[T]he emphasis of the law is increasingly shifting from the formal structure of the relation- 
ship between States and the delimitation of their jurisdiction to the development of substantive 

19 Englischer Wortlaut der UN-Charta etwa in Simma 1994b. S. xix-xxxviii, oder im lnternet unter 
http:llw~~v.un.org/Overview/Charter/contents.html. 

"' Vgi. Friedmann 1964, S. 60-7 1 .  
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rules on matters of common concern vital to the growth of an international community and to 
the individual well-being of the citizens of its member States."" 

Die Hauptthese des Buches faßte Friedmann so zusammen: ,$hat in international law it 
is today of both theoretical and practical importance to distinguish between the interna- 
tional law of ,coexistence6, governing essentially diplomatic inter-state relations, and 
the international law of CO-operation, expressed in the growing structure of international 
organisation and the pursuit of common human interests"." Zu diesen gemeinsamen 
Interessen aller Menschen rechnete Friedmann die Friedenssichemng, die wirtschaflli- 
che Entwicklung, den Schutz der Menschenrechte und den schonenden Umgang mit 
den begrenzten natürlichen Ressourcen der Erde. 

Mit einiger Verspätung hat in den letzten zehn Jahren Friedmanns idealtypische Kon- 
frontation des alten und des neuen Völkerrechts in der Völkerrechtswissenschafi allge- 
meine Anerkennung gefunden2' - eigentümlichenveise etwa zu der Zeit, in der das 
hinter Friedmanns Theorie stehende rechtspolitische Anliegen, nämlich die Förderung 
der Entwicklungsländer und die Organisation möglichst globaler Wohlfahrt („interna- 
tional welfare organisation"), der Leitvorstellung des globalen Marktes und Wettbe- 
werbs weichen mußte. 

111. Die ,,internationale Gemeinschaft" - Entwicklung eines Bildes 
durch die Völkerrechtswissenschaft 

U) „ Common interest " und „ Staatengemeinschaftsinteresse " 
- Zztr Gemeinwohlterminologie des Völkerrechts 

Wenn auch das „GemeinwohlL' und seine Entsprechungen in anderen Sprachen („the 
common good", „bien public", „Salut public") keine normativen Begriffe des Völker- 
rechts der Gegenwart sind,24 so finden sich in Rechtsquellen und Literatur doch ver- 
wandte Ausdrücke. Schon hingewiesen wurde auf die Wendung „save in the common 
interest" in der Präambel der ~ ~ - c h a r t a . "  Mehr oder weniger synonym wird im Deut- 
schen von ,,internationalem Gemeinschaftsinteresse" oder „Staatengemeinschafisinter- 
esse" gesprochen. 

Die UN-Generalversammlung proklamierte in ihrer berühmten „Friendly Relations 
Declaration" von 1970, einer von allen damaligen Mitgliedstaaten getragenen näheren 
Bestimmung der die zwischenstaatlichen Beziehungen leitenden Völkerrechtsprinzipi- 

" Jenks 1958, S. 17, zitiert von Friedmann 1964, S. 65. 
*' Friedmann 1964, S. xiii (meine Hervorhebung). 
" Vgl. Leben 1997; Paulus 2001, S. 181-1 88. 
'4 weder in Schlochauer 1960-62 noch in Bernhardt 1992-99, dem Nachfolgewerk, findet sich ein 

entsprechender Artikel. Ebenfalls ergebnislos bleibt die Suche in den Sachregistern von Ver- 
dross1Simma 1984, Brownlie I998 und JenningslWatts 1992. 

*' Vgl. o. Text bei Anm. 19. Artikel 1 Nr. 4 der UN-Charta bezeichnet die Vereinten Nationen als 
einen „Mittelpunktc' zur Venvirklichung der „gemeinsamen Ziele" („a Center for harmonizing the 
actions of nations in the attainment of these common ends"). 



en, neben dem Weltfrieden und wirtschaftlichen Fortschritt die „allgemeine Wolilfahrt 
der Völker" als ein Ziel der internationalen Zusammenarbeit: 

,.States have the duty to CO-operate with one another, irrespective of the differences in their po- 
litical, economic and social Systems, in tlie various spheres of international relations, in order 
to maintain international peace and security and to promote international economic stability 
and progress, fhe general welbre ofnations and international CO-operation free from discrimi- 
nation based on such differen~es."'~ 

Die von der Generalversammlung 1974 mit der Mehrheit der Staaten der „Dritten Welt" 
und der kommunistischen Länder beschlossene, von den westlichen Industrieländem 
weniger ihrer Ziele als ihrer Mittel wegen abgelehnte .,Charta der wirtschaftlichen 
Rechte und Pflichten der Staaten", welche die weltwirtschaftliche Stellung der Entwick- 
lungsländer stärken wollte, griff in ihrer Präambel den Ausdruck des „common interest" 
der UN-Charta auf und verband ihn mit den Vorstellungen der Billigkeit (Fairneß, Ge- 
rechtigkeit), der Gleichheit, Interdependenz und Zusammenarbeit der Staaten als 
Grundlagen einer „neuen Weltwirtschaftsordnung": 

„The General Assembly, [...I Declaring that it is a fundamental piirpose of tlie present Charter 
to promote the establishment of the new international economic order, based on equity, sover- 
eign equality, interdependence, common inrerest and CO-operation among all States, irrespec- 
tive of their economic and social system~".'~ 

Als Ziele der neuen Ordnung wurden unter anderem genannt: ,Ja] wider prosperity 
among all countries", „higher standards of living for all peoples", „the economic and 
social progress of all countnes, especially developing countries", „CO-operation, on tlie 
basis of mutual advantage and eqiiitable benefits for all peace-loving States", ,,economic 
growth of developing countries witli a view to bridging the economic gap between devel- 
oping and developed countries", ,,collective economic security for development", „a just 
and rational development of all parts of the world,  „the consolidation of peace for the 
benefit of all", „the close interrelationship of the interests of all States", ,,international 
social justice".18 Mit unterschiedlichen Akzentsetzungen ging es also in immer neuen 
rhetorischen Figuren um die wirtschaftliche Entwicklung der „Dritten Welt", die Anglei- 
chung ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse an die des industrialisierten Nordens. In Artikel 
2 des Kapitels I1 forderte die Charta, bei der Ausbeutung von Bodenschätzen, die zwei 
oder mehr Staaten gemeinsam gehörten, müsse jeder Staat „das berechtigte Interesse der 
anderen" („the legitimate interest of others") berücksichtigen. Artikel 8 desselben Kapitels 
formulierte das Ziel einer ,.balanced world economy in harmony with the needs and inter- 

'"eclaration on Principles of International Law concerning Friendly Relations and Co-operation 
among States in accordance with the Charter of the United Nations, Anhang zu Resolution 2625 
(XXV) der UN-Generalversammlung vom 24. Oktober 1970, 4. Prinzip, 1. Abs. (meine Hervorhe- 
bung). Text in: UN Year Book 1970, S. 788; Tomuschat 2001, S. 77, 80. Vgl. zum Prinzip der Zu- 
sammenarbeit der Staaten insbesondere Graf zu Dohna 1973, S. 178-1 92. 

27 Charter of Economic Rights and Duties of States, Resolution 3281 (XXIX) der UN-Generalver- 
sanimlung vom 12. Dezember 1974, Präambel, 4. Abs. (meine Heworhebung). Text in: UN Year 
Rook 1974, S. 402. 

" Vgl. ebd., Präambel, 4.. 5., 7., 8.. 9. und 10. Abs., Kap. I,  Buchst. m. 
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ests of all countries, especially developing countnes", während Artikel 24 allgemein er- 
klarte: „All States have the duty to conduct their mutual economic relations in a manner 

I 
which takes into account the interests of other countries [. . .]." 

Kapitel 111 der Charta erklärte unter der Überschrift .,Common Responsibilities to- 
wards the International Commiinity" in Wiederholiing einer Deklaration der UN- 
Generalversammlung von 1970'~ den Meeresboden und -untergrund jenseits der Gren- 
zen nationaler Hoheitsgewalt zum „gemeinsamen Erbe der Menschheit" (Art. 29) und 
postulierte in Art. 30 eine allgemeine Umweltschutzverpflichtung der Staaten: „The 
protection, presewation and enhancement of the environment for the present and füture ~ 
generations is the responsibility of all States." 

6) Gemeinwold it7 der Völkerreclirslelii~e: Die „ internatior7ul communifjl school" 

In der Völkerrechtswissenschaft der Gegenwart werden Aspekte des Gemeinwohls - 
unter diesem oder einem anderen Namen - vor allem von Autoren betont, die man einer 
„international community school" zurechnen kann.30 Es ist nicht zufillig, daß diese 
wesentlich von deutschen Gelehrten der Nachkriegszeit getragen worden ist. Auch in 
der Vergangenheit waren deutsche, französische und italienische Autoren stärker als 
jene des anglo-amerikanischen Rechtskreises um Systeniatisiening bemüht. Im beson- 
deren ist hier aber die Reaktion auf die nationalsozialistische Hypertrophie des Macht- 
Staates und die radikale Zunickweisung aller Interessen und Belange anderer Staaten 
unverkennbar. Wichtige Beiträge stammen von Herniann Mosler, dem ersten deutschen 
Richter am Internationalen Gerichtshof in Den Haag, Christian Tomuschat und Bnino 
~ i m m a . ~ '  Soweit ich sehe, hat diese gemeinschaftsbezogene Lehre international weite 
Anerkennung gefiinden, entweder explizit3' oder implizit. Von der postmodernen und 
feministischen Kritik abgesehen,33 gibt es nach dem Untergang des kommunistischen 
Ostblocks und seiner amtlichen Völkerrechtsdoktrin jedenfalls keinen Gegenentwurf. 
Die Lehre von der internationalen Gemeinschaft entspricht auch den Grundansichten 
der Autoren der Entwicklungsländer, auch wenn sie deren Forderungen nach einer poli- 
tischen und wirtschaftlichen Besserstellung des ,.StidensLL nur vorsichtig unterstützt. 

Die Lehre, die mehr oder weniger bewußt in der Tradition der universalistischen 
Konzeption des Völkerrechts steht,'%ber auch Bemühungen um eine Instittitionalisie- 
rung der ~ölkerrechts~emeinschaf t~~ fortfuhrt, faßt ,,die internationale Gemeinschafl" 
als ein rechtliches Gebilde auf, das in seiner Gesamtheit die Verantwortung für die Si- 
cherung der Existenzgrundlagen der Menschheit trägt, als ,,Hüter von Grundwerten, 
deren Respektierung eine Bedingung für die Fortexistenz der Menschheit als einer ge- 

'9 S. U. Anni. 116. 
'' Vgl. Fassbender 1998a. S. 50-58: „the doctrine of international comniunity". 
" Vgl. Mosler 1980, Toni~ischat 1993, 1995 und 1999, Simma 1994a. 
" Vgl. besonders Charney 1993, Dupuy 1997. Abi-Saab 1998, Thiirer 2000, insbes. S. 595-602, 

Cassese 200 1 .  S. 13-1 8. 
" Vgl. dazu Paulus 2001, S. 210-217. 
34 Dazu VerdrossISimma 1984. S. 1 1-1 7. 
'' Vgl. Paiilus 2001, S. 179-194. 



sitteten und friedlichen Gesellschaftsforniation darste~lt".'~ Mit dieser Betonung der 
Gemeinschaftsbindung aller Staaten erklärt die Lehre „eine dezidierte Absage an klassi- 
sche Strömungen des 19. Jahrhunderts, denen zufoige der souveräne Staat das Maß aller 
Dinge war lind das Völkerrecht in allen seinen Manifestationen vom Konsens des be- 
troffenen Pflichtadressaten abhängig sein sollte". „Die Einbindung aller Staaten in die 
internationale Gemeinschaft wird als ein unerschütterliches Grundaxiom der intematio- 
nalen Ordnung der Gegenwart angesehen."" Insbesondere Tomuschat betont, die - 
bestimmten gemeinsamen Werten verpflichtete - Rechtsordnung der internationalen 
Gemeinchaft sei heute durch ihre nichtkonsensualen Elemente charakterisiert; die 
Grundregeln der Gemeinschaft existierten unabhängig von der Zustimmung eines ein- 
zelnen Staates, der sich ihnen auch nicht einseitig entziehen könne. 

„The international community and its constitution were created by States. Over centuries ~ i p  to 
the present time. buttressed in particular by the UN Charter, tlie idea of a legnlfi-omework de- 
termining cerinin common valices as the guiding principles States are bound to observe and re- 
spect has gained ground and has been progressivelv ~trengthened."~' 

„[ ...I States live, as from their birth, within a legal framework of a limited nurnber of basic 
niles which detennines their basic rights and obligations with or without their will [...I. One 
rnay call this framework, frorn which every State receives its legal entitlernent to be respected 
as a Sovereign entity, the constitution of international society or, preferably, the constitution of 
the international cornmunity, cornmunity being a term suitable to indicate a closer union than 
between members of a ~ o c i e t y . " ~ ~  

„[T]he constitution of the international community is rooted in certain values whose substance 
may oscillate between a purely political and, additionally, a legal d imen~ion . "~~  

,.The International Court of Justice has clearly endorsed the notion that elementary considera- 
tions of morality are included, as integral elements, in the international legal ~rder."~'  

Zugleich hält der Autor aber an der zentralen Rolle des Staates in der Völkerrechtsord- 
nung fest. Tomuschat spricht vom Staat als einem „unverzichtbaren Element der inter- 
nationalen Rechtsordnung": „In its entirety, the complex structure of today's legal order 
is based on fully operational iinits of govemance which assume the responsibilities 
enshrined in treaties and other sources for their territorial areas of ~om~etence . "~ '  

Bmno Simma hat den Wandel des Völkerrechts von einer Ordnung hauptsächlich bi- 
lateraler Staatenbeziehungen zu einer solchen beschrieben, die in zunehmender Intensität 
ein „Gemeinschaf?sinteresse" berücksichtige. Dieses wird verstanden als „respect for 
certain fundamental values [...I recognized and sanctioned by international law as a 
matter of concern to all  tate es“.^' Es handele sich bei diesem Prozeß tim „a re-con- 

36 Tomuschat 1995, S. 6. 
37 Ebd., S. 6 f. 
3"ornu~chat 1993, S. 236 (meine Heworhebung). 
39 Ebd., S. 21 1. 
40 Ebd., S. 3 14. 
'' Ebd., S. 304. 
'' Ders. 1999, S. 91, 95. 
J i Simma 1994a, S. 233. 



ception [of international la\vl as a system of piiblic law. proceeding frorn the axiom uf  
social responsibility and accountability of its sub.iectsb'. .,[T]here is a norldwide social 
consciousness at work today that ,communalizesC and ,publicizes' international relations 
far beyond tlie traditional rituals of governinental intera~tion."~' Allerdings gebe es ..[a] 
tensioii between the need to niake international law express and support what are as- 
sumed to he universally held moral beliefs and the need to niake it firmly reflect its po- 
litical context". Diese politischen Rahmenbedingungen seien geprägt von einer noch 
imnier hauptsächlich bilateralistischen Infrastruktur, der Abwesenheit angemessener 
internationaler Institutionen, welche die ..legal obligations in the common or public in- 
terest" durchsetzen k ~ n n t e n . ~ ?  

C) Die konstitutionolisier1117g des Ciölkerrechts 

Dem Einwand, die inteniationale Gemeinschaft entbehre in der Rechtswirklichkeit 
eigener Organe, die ihren Willen ziim Ausdruck bringen könnten, es gebe also eine 
Kluft zwischen der Verrechtlichung von Genieinschaftsbelangrri und einer Jnstitutio- 
nalisiening der Gemeinschaft, der diese Belange zugerechnet werden, begegnet eine 
rieuere Richtung der Völkerrechtslehre. Aiif der Grundlage der Befunde der „interna- 
tional community school" deutet sie die Entwicklung des Völkerrechts seit der Zeit 
des Völkerbundes als einen Prozeß der ~ons t i tu t iona l i s i e run~ .~~  Die Vereinbaning 
der Satzung des Völkerbundes (1919) und dann, nach ihrem Scheitern, der UN-Charta 
wird als ein sukzessiver Versiich begriffen, der internationalen Gemeinschaft eine 
Verfassung im Sinne einer Verfassungsurkunde zu geben, in der die Grundregeln des 
Zusammenlebens der Völker kodifiziert werden - und zwar in einer Weise, die diese 
Regeln für die Zukunft außer Streit stellt und dem individuellen Zugriff der Staaten 
entzieht. Die Gemeinschaft wird dabei nicht bloß als Summe einzelstaatlicher Indivi- 
dualinteressen, sondern als der Menschheit als ganzer verpflichtete Einheit mit eige- 
ner Rechtspersönliclikeit und einem eigenen Zweck verstanden, den sie auch dem 
widerstrebenden Einzelstaat entgegenhalten kann. lm Grunde handelt es sich um den 
Versuch einer Reetablierung von vorrangigen, vom Willen der einzelnen Staaten un- 
abhängigen Normen, deren naturrechtliclie Existenz bis ins frühe neunzehnte Jahr- 
hundert hinein akzeptiert wurde. Es wird eine Hierarchie völkerrechtlicher Normen 
postuliert lind darin ,.Völkerverfassungsrecht" niit dem relativ höchsten Rang und 
besonderer Festigkeit ausgestattet. Ziigleich greift der Begriff der Verfassung Mo- 
mente der Organisation und Institutionalisierung auf, wie sie der modernen Staatsver- 
fassung eigen sind. Diese konstitutionelle Sicht des Völkerrechts der Gegenwart er- 
laubt auch eine zeitgemäße Definition der einzelstaatlichen Souveränität, die der 
verstärkten Gsmeinschafisbezogenheit des Staates Rechnung trägt: Die Souveränität 
des Staates ist die ihm durch die Verfassung der internationalen Gemeinschaft, vor- 
nehmlich die LJN-Charta, eingeräiinite und garantierte Autonomie. Sie bezeichnet den 

44 Ebd., S. 235 (zum Teil in Anlelinting aii Allott 1990). 
45 Ebd.. S. 249. 
46 Vgl Dupiiy 1997, Fassberider 19983. S. 19-1 -59. iiiid Fassbendci- 1998b. 



Anspruch auf Selbsientfaltung und Eigenverantwortlichkeit in einem völkerrechtlich 
definierten ~echtskreis."' 

IV. Gemeinwohlorientierte Normen des Völkerrechts der Gegenwart 

Jene Richtung der Lehre, welche so Gemeinschaftsbelange und -interessen im geltenden 
Völkerrecht herausstellt, stützt sich wesentlich auf neuere Entwicklungen im völkerrecht- 
lichen Normengebäude, Einftihningen neuer Kategorien von Normen, die zunächst for- 
mal, nicht substantiell definiert sind, inhaltlich dann aber doch durch eine „Gemeinwohl- 
orientiemng" verbunden sind. Im einzelnen handelt es sich erstens um sogenanntes 
„zwingendes Völkerrecht" („ius cogens"), zweitens um Verpflichtungen eines Staates 
gegenüber allen anderen Staaten („Verpflichtungen erga omnes"), drittens um völker- 
rechtliche Staatsverbrechen („international crimes of States") und viertens um das Verfas- 
sungsrecht der internationalen Gemeinschaft. Die betreffenden Rechtssätze sind gleich- 
sam das Kondensat völkerrechtlicher Gemeinwohlvorstellungen - Verdichtung, aber auch 
Verengung des größeren, mit bunteren Farben und Detailfreudigkeit gemalten Bildes 
einer ,,guten" Weltordnung, wie es in den großen miiltilateralen Verträgen über Streitbei- 
legung, Kriegsverhütung und Abrüstung, über die Menschenrechte, die Umwelt sowie die 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen aufsc~ie int .~~ Zu diesem größeren Bild gehören 
neben den Deklarationen der UN-Generalversammlung auch - auf der Grenzlinie zwi- 
schen Völkerrecht und internationaler Politik - die Abschlußerklärungen zentraler inter- 
nationaler Konferenzen unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen (wie der Kon- 
ferenz über Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro 1992, der Weltmenschen- 
rechtskonferenz in Wien 1993 oder der Konferenz über soziale Entwickliin in 
Kopenhagen 1995), die mit Recht „Weltordnungskonferenzen" genannt worden sind. $9 

Trotz ihres Zusammenhangs mit den genannten vier Kategorien völkerrechtlicher 
Normen sind zwei weitere von ihnen zu unterscheiden, nämlich erstens das Völkerstraf- 
recht und zweitens die „common heritage of mankindL'-Normen. Das Völkerstrafrecht 
(,,international criminal law") besteht aus völkerrechtlichen Normen, die ein bestimmtes 
individuelles Handeln oder Unterlassen strafrechtlich sanktionieren. Adressaten sind hier 
also nicht (wie beim ius cogens, den erga omnes-Pflichten und den Staatsverbrechen) 
ausschließlich oder (wie beim Verfassungsrecht der internationalen Gemeinschaft) über- 
wiegend die Staaten, sondern einzelne Menschen. Die „common hentage of mankind"- 
Normen schließlich sind in erster Linie durch einen territorialen Bezug gekennzeichnet. 
Es handelt sich um Vorschriften völkerrechtlicher Verträge, die bestimmte Räume (insbe- 
sondere den Weltraum sowie den Meeresboden und -untergrund außerhalb nationaler 
Hoheit) dauerhaft von einzelstaatlicher Aneignung und Souveränität ausnehmen und zum 
,.gemeinsamen Erbe der Menschheit" erklären. 

I 
47 Vgl. Fassbender 19982. S. 109-1 12, und Fassbender 2000e. I 
48 Vgl. zur .,Formiilieriing des Staatengerneiiischaftsinteresses in VertrBgen" Frowein 1989, S. 219- 

222. 
"' Vgl. Tornuscliat 1996. 



Die erste dieser spezifisch gemeinwohlorientierten Normkategorien ist die des „z\vin- 
genden Völkerrechts" (,,ius cogens"). Sie wurde in das positive Völkerrecht niit einer 
Bestimmung der Wiener Konvention über das Recht der völkerrechtlichen Verträge von 
1969 eingeführt lind dort wie folgt definiert (Art. 53 Satz 2): 

„Fur the purposes of the present Convention, a peremptory norm of general international law is 
a norm accepted and recognized by tlie international commiinity of States as a whole as a norm 
from \vliich no derogation is permitted and which can be modified only by a subsequent norm 
of geiieral international law having the Same character.'." 

Die Folge eines Verstoßes eines Vertrags gegen eine zwingende Norm des Völkerrechts 
regelt Art. 53 Satz 1 der Konvention: Der betreffende Vertrag ist nichtig. („A treaty is 
void if, at the time of its concltision, i t  conflicts with a peremptory norm of general 
international law.") Entsteht eine neue zwingende Norm, so wird jeder zii dieser Norm 
im Widerspruch stehende Vertrag nichtig iind erlischt (Art. 64 der Konvention). 

Die Kategorie des ius cogens beschränkt also zunächst die Freiheit der Staaten als 
Vertragsparteien. Bestimmte, hauptsächlich materielle Normen des Völkerrechts kön- 
nen von einzelnen Staaten im Wege bilateraler oder multilateraler Verträge nicht geän- 
dert werden, und sofern Vertragsbestimmungen einer ius cogens-Nom~ widersprechen, 
sind sie nichtig. Dasselbe gilt nach der heute herrschenden Lehre kraft Völkergewohn- 
heitsrechtes auch für einseitige Akte der Staaten." Außer dieser Rechtsfolge der Un- 
wirksamkeit entgegenstehender Rechtsakte kennzeichnet die Nonnen des itis cogens 
ihre Universalität (sie müssen als solche von der ,.internationalen Staatengemeinscliaft 
als ganzerL' anerkannt sein, verpflichten dann aber auch jeden Staat), die Beschränkung 
des Gegenseitigkeitsprinzips (sie beanspruchen ohne Rücksicht auf Reziprozität Allge- 
meingültigkeit, sind also etwa fur die Vertragspartei eines m~iltilateralen Vertrages auch 
dann noch verbindlich, wenn einzelne andere Parteien ihren Verpflichtungen nicht ge- 
nügen), eine Durchbrecliung des Effektivitätsgrundsatzes (eine unter Verletzung einer 
ius cogens-Norm geschaffene Situation darf von keinem Staat anerkannt werden) sowie 
eine gesteigerte Veranturortlichkeit des rechtswidrig ~ande lnden .~ '  Neuerdings hat das 
ius cogens auch im Recht der Staatenimmunität Bedeutung gewonnen. Nach einer im 
Vordringen befindlichen Ansicht kann sich ein Staat, dem schwere Mensclienreclitsver- 
letzungen. insbesondere Folter, vorgeworfen werden, vor den Gerichten eines anderen 
Staates nicht mehr auf seine Immunität berufen.': 

50 Vienna Convention on the Law of Treaties vom 23. Mai 1969. Fundstellen: United Nations Treaty 
Series Bd. 1 155, S. 33 1 ,  Bundesgesetzblatt 1985 11, S. 926; deutsche Fassung auch in Randelzliofer 

I 1999, S. 99, 112 f.. lind Toniuschat 2001. S. 57. 67. In Kraft seit dem 27. Janiiar 1980, fur die Biin- 
1 desrepublik Deutschland seit dem 20. Augtist 1987. 

" Vgl. Kadelbach 1992, S. 335 f., Tomuschat 1999, S. 82. 1 '"adelbacli 1992. S. 342. 

" Vgl. die Diskussion iii  der Entscheidung des EuropSischen Mensclienrechtsgerichtshofs vom 21. 
Nov. 2001 im Fall Al-Adsani V. The United Kingdorn (Beschwerde Nr. 35763197). Abs. 23 f., 61- 
66. Vgl. auch den United States Forei~ri Sovereign Imrnunity Act von 1976 (niit spateren .&rideriin- 

i gen). 28 U. S. C. A. 6 1605(a)(7) (Text in: Toni~iscliat 200 1 .  S. 553,554). 



Die M'iener Veriragsrechtskonvention definiert den Inhalt des ius cogens nicht; die 
Völkerreclitsiehre zieht den Kreis der betreffenden Normen bald enger, bald weiter.j4 
Konsens besteht aber im Hinblick auf folgende Regeln: das Gewaltverbot (Art. 2 Nr. 4) 
der W-Charta, grundlegende Menschenrechte („fundamental human rights", insbeson- 
dere das Recht auf Leben und der Schutz vor Folter und erniedrigender Behandlung) 
sowie Regeln des humanitären Völkerrechts, die Repressalien gegen geschützte Perso- 
nen   erbieten.^' Hinziigenommen werden ganz übenviegend das Selbstbestiminungs- 
recht der Völker und die Verbote des Völkermordes und der Sklaverei. 

Der Internationale Strafgerichtsliof f i r  das fnihere Jugoslawien hat in mehreren Ent- 
scheidungen das Folterverbot als ius cogens-Norm bezeichnet und damit die Schwere 
der individzrellen Verantwortlichkeit im Falle seiner Verletzung betont. In seinem Urteil 
im Fall Fzlrzindlija vom 10. Dezember 1998 führte der Gerichtshof aus: 

„Because of the importance of the values it protects, this principle [proscribing torture] has 
evolved into a peremptory norm orjus cogens, that is, a norm that enjoys higher rank in the in- 
ternational hierarchy than treaty law or even .ordinaryL customary rules. The most conspicuous 
consequence of this higher rank is that the principle at issue cannot be derogated from by 
States tlirough international treaties or local or special or even general customary mles not en- 
dowed with the Same normative force. 
Clearly the jz~s cogens nature of the prohibition against torture articulates tlie notion that the 
prohibition has now become one of the most fundamental standards of the international com- 
m ~ n i t ~ . " ' ~  

Paulus hebt als Gemeinsamkeit der ius cogens-Regeln hervor, es gehe hier nicht mehr 
um „StaatenwerteW, sondern um „Gemeinschaflswerte", die vornehmlich zum Schutz 
von Individuen und Gruppen von Menschen bestimmt seien. „Damit weisen sie über den 
Schiitz des Staates hinaus in ein Völkerrecht, das dem Schutz der Gemeinschaftswerte 
dient und diesen einen besonderen Rang zuspricht."s7 Diese Perspektive ist allerdings 
nicht die einzig mögliche. Nach Kadelbach sind Normen des zwingenden Völkerrechts 
jene Rechtspositionen der Rechtssubjekte Staat, Gruppe lind Individuum, „die auf deren 
Rechten auf Existenz, Gleichheit und Selbstbestimmtheit ber~hen".'~ Hier wird - stärker 
im Rahmen des hergebrachten Völkerrechts - von den rechtlich geschützten Positionen 

54 VgI. die Übersicht bei Paulus 2001, S. 356 Anm. 113. 
<< - Vgl. Art. 50 des ILC-Entwurfs zur Staatenverantwortlichkeit (2001) über unzulässige Gegenmaß- 

nahmen; Draft articles on tlie responsibility of States for intemationally wrongful acts, 26. Juli 
200 1, UN-Dok. AiCN.4lL.6021Rev. l ,  abgedruckt bei Tomuschat 2001, S. 97. 103. 

56 International Crirninal Tribunal for the Former Yugoslavia (ICTY), Prosecutor V. Furundii,ja, 
Judginent of I0 Dec. 1998, case no. IT-95-1711-T, paragraphs 153 and 154, in: International Legal 
Materials Bd. 38 (1999). S. 3 17, 349. Vgl. auch die Urteile in den Fällen Prosecutor V. Delacic et 
al. vom 16. Nov. 1998. Fall Nr. IT-96-21-T, Abs. 454, und Prosecutor V. KunaraC et al. vom 22. 
Febr. 2001. Fall Nr. IT 96-23-T und IT-96-23/1-T, Abs. 466. Noch weitgehender das Urteil im Fall 
Prosecutor V. KupreSkiC et al. vom 14. Jan. 2000, Fall Nr. IT-95-16-T, Abs. 520: „[M]ost norms of 
international hunianitarian 1 3 ~ .  in particular those prohibiting war crimes, crinies against humanity 
and genocide, are also pereniptory norms of international law orjirs cogens". 

77 Paulus 2001. S. 358. älinlicli Tomrischat 1999, S. 81. Nach Kolb 2001. S. 181-186, bemht das ius 
cogens auf der Idee der ,.iitilitas piiblica". 

58 Kadclbach 1992, S. 320. 
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und Interessen der einzelnen Staaten und Völker her gedacht, deren Summe sodann das 
internationale Geineinschaftsinteresse ergibt. 

I, 
b) Erga omnes- I/erpj7ichtungen der Staaten I 
Die Normkategorie sogenannter erga omnes-Verpflichtungen der ~ t a a t e n ~ ~  geht auf eine 
Äußemng des Internationalen Gerichtshofes in seiner Entscheidung des „Barcelona 
TractionL'-Falles von 1970 zurück: 

„An essential distinction sliould be drawn between the obligation of a State toward the interna- 
tional community as a whole, aiid those arising vis a vis another State [...I. By their very nature 
the former are the concern of all States. In view of the importance of tlie rights involved, all 
States can he held to have a legal interest in their protection; thcy are obligations crga orilnes.""" I 

I 

Verpflichtungen gegenüber allen Staaten ergäben sich, so der IGH, beispielsweise aiis 
dem Verbot des Angriffskrieges, dem Völkermordverbot und den „Prinzipien und Re- 
geln betreffend die gnindlegenden Rechte der menschlichen Person, einschließlich ihres 
Schutzes vor Sklaverei und ~assendiskriminieriin~".O' Später nannte der Gerichtshof 
zusätzlich das Recht der Völker auf Selbstbestimmung als Norm mit erga omnes- 
~harak te r .~ '  

Die Kategorie der erga omnes-Verpflichtungen wurde entwickelt, um die Verletzung 
bestimmter grundlegender völkerrechtlicher Pflichten zu einer Sache aller und nicht nur 
- wie im „klassischen" Völkerrecht der Koexistenz - der unmittelbar betroffenen Staa- 
ten zu machen. Allen Staaten wiirde daher ein rechtliches Interesse an der Beachtung 
dieser Pflichten zugesprochen; sie wurden gleichsam zu Hütern des Gemeinschaftsin- 
teresses (oder Hilfsorganen der internationalen Gemeinschaft) gemacht: „[T]hose who 
are able concretely to act are called upon to lend their best efforts for the achievement 
of some common goals [.. .] [Elvery State ha[s] a role to play as guardian of that core of 
the constitution of the international c o m m ~ n i t ~ " . ~ '  Als eigentlich Verletzter wurde die 
internationale Gemeinschaft b e t r a ~ h t e t . ~ ~  

Die Rechtsfolgen einer Verletzung von Verpflichtungen erga omnes sind bis heilte 
umstritten geblieben. Die Rechtsprechung des IGH hat wenig zu ihrer Klärung beige- 
tragen. Eine Befugnis nicht unmittelbar in ihren Rechten beeinträchtigter Staaten, im 
Falle der Verletzung von Verpflichtungen erga oinnes Klage vor dem IGH zii erheben, 
hat der Gerichtshof bisher nicht anerkannt. Die Auffassung, der internationalen Ge- 
meinschaft geschuldete Pflichten könnten von nicht unmittelbar verletzten Staaten nicht 

59 Nachweis der wichtigsten Literatur bei Toinuschat 1999. S. 82-84. 
I 

'"eports of the International Court of Justice 1970, S. 3, 32, Abs. 33. 
" Ebd., Ahs. 34. 
'' Vgl. die Entscheidung im Osttimor-Fall (Portugal gegen Australien), Reports o f  the International 

I Court of Justice 1995. S. 90, 102, Ahs. 29. Vgl. zur erga omnes-Wirkung von Nornien des humani- 
tären (oder Kriegs-) Völkerrechts Schiiidler 1995. 
Tomuschat 1999, S. 84. 

I " Vgl. Fassbender 1998a. S. 127 f. 



gerichtlich geltend gemacht werden, macht aber in der Tat „das Konzept vor einem 
Gericht, vor dem nur Staaten parteicqhig sind, zu einer leeren ~ose"."' 

Jm Hintergrund der Konstruktion von erga omnes-Verpflichtungen stand der Befund, 
die internationale Gemeinschaft ermangele eigener Organe, die ihre Interessen wirksam 
verteidigen könnten - mit der einzigen Ausnahme des UN-Sicherheitsrates, des Verlet- 
zungen des Gewaltverbotes entgegentreten könne. Dieses Bild hat sich in den neunziger 
Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts durch die großzügige Auslegiing des Begriffs der 
dein Sicherheitsrat aufgegebenen „Wahrung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit" (Art. 24 Abs. 1 der UN-Charta) geändert. Heute ist unbestritten, daß nicht 
nur ein traditioneller zwischenstaatlicher Konflikt, sondern auch Völkermord und die 
Verletzung grundlegender Menschenrechte den Tatbestand einer Bedrohung oder eines 
Bruchs des Weltfriedens erfüllen und damit den Sicherheitsrat zu einem Einschreiten 
e r m ä ~ h t i ~ e n . ~ "  

Allerdings wird die Legitimität des Sicherheitsrates in seiner gegenwärtigen Zusam- 
mensetzung, welche im wesentlichen die globale Machtverteilung am Ende des Zweiten 
Weltkriegs spiegelt, von verschiedener Seite in Frage gestellt, und hemmt den Sicher- 
heitsrat das Veto-Recht seiner ständigen Mitglieder (Art. 27 Abs. 3 der UN-Charta). 
Eine mehr als zehnjährige intensive Refomdiskussion ist bis heute ergebnislos geblie- 
ben.67 Aus diesen Gründen ist es verständlich, daß die UN-Völkerrechtskornmission 
(International Law Commission, ILC) in ihrem Vorschlag zur Kodifizierung des Rechts 
der Staatenverantwortlichkeit (in allerdings abgeschwächter Form) an der Vorstellung 
von erga omnes-Verpflichtungen, die allen Staaten geschuldet sind, festgehalten 

C) „ Interr7ational Crimes of Stcrtes " 

Aufgegeben hat die Völkerrechtskommission dagegen zuletzt das umstrittene und be- 
sonders von den USA abgelehnte Konzept der ,,völkerrechtlichen Staatsverbrechen" 
(„international crimes of States"), das sie im Zusammenhang der Rechtsfolgen einer 
Verletzung von erga omnes-Verpflichtungen entwickelt hatte und das zum Ausdruck 
bringen sollte, man müsse im Recht der Staatenverantwortliclikeit zwischen „gewöhnli- 
chen" Verletzungen (meist bilateraler Verpflichtungen) und solchen grundlegender 
Gemeinschaftspflicliten unterscheiden. Artikel 19 des 1996 angenommenen Entwurfs 
differenzierte daher zwischen „internationalen Verbrechen" und (einfachen) ,,interna- 
tionalen Delikten": 

„Article 19 - International crimes and international delicts 

1 .  An act of a State which constitutes a breach of aii international obligation is an interna- 
tionally wrongful act, regardless of tlie sub.iect-matter of the obligation breached. 

2. An internationally wrongfiil act which results from the breach by a State of an interna- 
tional obligation so essential for the protection of fundamental interests of the international 

65 So Paulus 2001, S. 378. 
66 Vgl. ebd.. S. 207-2 18. 
67 VgI. ebd.. S. 221-275 und Fassbender 2002, S. 283-286. 
68  VgI. Art. 42.48 und 54 des ILC-Entwlirfs zur Staatenverantwortlichkeit (2001) (Anm. 55). Dazu u. 

Test bei Anin. 82. 



community tliat its breacli is recognized as a crinie bp that cominiinity as a whole constitiites 
an international ~rinie.""~ 

Ein ,,internationales Verbrechen" sollte also die Verletzung einer Verpflichtung darstel- 
len, die ,.wesentlich für den Schutz grundlegender Interessen der internationalen Ge- 
meinschaft" ist. Vor Augen standen den Mitgliedern der Völkerrechtskommission ins- 
besondere die Verbrechen des nationalsozialistischen Deutschen Reiches. 

Artikel 19 Absatz 3 enthielt einen Katalog von Regelbeispielen internationaler 
Verbrechen. Ganz ähnlich wie beim ius cogens und den erga omnes-Verpflichtungen 
ging es um (schwere) Verletzungen des Gewaltverbots, des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker sowie grundlegender Menschenrechte. Hinzugenommen wurde unter dem 
Buchstaben d) die Verletzung von Verpfliclitungen zum Schutz der Umwelt: 

-3. Subject to paragraph 2, and on the basis of the rules of international law in force, an inter- 
national criiiie may result, inter alin. from: 
(a) a serious breach of an international obligation of essential importance for the maintenance 
of international peace and security, such as that prohibiting aggression: 
(b) a serious breach of an international obligation of essential importance for safeguarding tlie 
right of self-determination of peoples, such as that prohibiting the establishment or mainte- 
nance by force of colonial domination: 
(C) a serious breach on a widespread scale of an international obligation of essential importance 
for safeguarding the human being, such as those prohibiting slavery, genocide and apartheid; 
(d) a serious breach of an international obligation of essential importance for the safeguarding 
and preservation of the human environrnent, such as those prohibiting massive pollution of the 
atmosphere or of the ~eas."~' 

In ihrem Kommentar hob die Völkerrechtskommission hervor, es handele sich tim Ver- 
letzungen von „obligations which are to be respected because of an increased collective 
interest on the part of the entire international community". Mit Blick auf die Umwelt- 
verbrechen (d) erklärte sie, es gehe um „the preservation of certain assets whicli are 
essential for the Progress and survival of humanitf"'" 

Das eigentliche Problem der Rechtsfolgen eines „international crime of State" war 
allerdings mit dieser Definition von 1976 nicht gelöst. Die Diskussion vieler Jahre be- 
wegte sich zwischen den drei Modellen einer Kriminalisiening (,,Bestrafiing" eines 
internationalen Verbrechens im Gegensatz zur Auslösung bloßer Scliadensersatzpflicht 
bei Delikten), Bilateralisierung (jedem Staat wird das Recht eingeräumt, Verbrechen 
geltend zu machen und Sanktionen zu verhängen, um den Rechtsverletzer zur Einhal- 
tiing seiner Verpflichtungen zu bewegen) oder Institutionalisierung (Einschaltung der 
Vereinten Nationen bei Begehung eines ~erbrechens)." Im Ergebnis folgte die ILC 
1996 der Bilateralisierungslösung, indem sie im Falle eines völkerrechtlichen Verbre- 

69 Drafi articles on State responsibility, provisionally adopted hy the Comniission on first reading; 
Yearbook of the International Law Commission 1996 11/2, S. 60. 
Ebd. 

7' Vgl. ILC Commentary on Article 19; Yearbook of tlie International Law Comniission 1976 1112, 
S. 95 ff.. Abs. 15 und 71. 

" Vgl. Paul~is 200 1 .  S. 39040  1. 



chens „alle anderen Staaten" zum ,.verletzten Staat" erk~ärte. '~ Mit dieser Lösung, iir- 
teilte zutreffend Paulus, sei weitgehend die Notwendigkeit weggefallen, neben ius co- 
gens und Verpflichtungen erga omnes eine dritte Kategorie der ,,internationalen 
Verbrechen" zu schaffen, da nunmehr nichts weiter als eine weite Auslegung des Be- 
griffs der erga omnes-Verpflichtungen zum Zuge gekommen sei.'" Es könne nicht über- 
raschen, daß die „strafreclitliche" Lösung nicht zustande gekommen sei, da sie seit dem 
Ende des sozialistischen Blocks kaum mehr Befürworter finde. 

„Eine Institutionalisierung [...I scheitert daran, da8 die Charta der Vereinten Nationen bereits 
das Höchstinaß des Staatenkonsenses darstellt [...I, aber für Fragen der Weltsicherheit und des 
Friedens einen im Kern politischen Entscheidungsprozeß vorsieht. wiihrend für eine umfas- 
sende Verrechtlichung des internationalen Systems die politischen Voraussetzungen fehlen. So 
bleibt die .internationale Gemeinschaft' in diesem [bilateralen] Modell nichts anderes als eine 
Samnielbezeichnung für die Staaten als einzelne ~echtssutjekte."~' 

Der Bilateralisierungslösung folgt auch der im Juli 2001 endgültig verabschiedete Ent- 
wirf  der UN-~ölkerrechtskommission.~" Zusammen mit dem ganzen früheren Artikel 
1 977 wiirde der Begriff „international crimes of State" fallengelassen und durch den Aiis- 
druck „serious breaches of obligations [arising] under perernptoty nornls of general in- 
ternational Imz' (Teil 2, Kap. 111 des Entwurfs) e r s e t ~ t . ' ~  Während ein Zwischenentwurf 
des Jahres 2000 noch von ,,senous breaches of essential obligations to the international 
~omrnunity"~~ sprach, wurde damit die anerkannte Rechtskategorie des ius cogens aus 
dem Vertragsrecht in das Recht der Staatenverantwortlichkeit ü b e r n ~ m m e n . ~ ~  

Im Gegensatz zur Regelung f i r  ,.international crimes" im Entwirf des Jahres 1996 - 
und im Gegensatz auch zur Erklärung des Internationalen Gerichtshofs irn Barcelona 
~rac t ion-~a l l "  - werden nun im Falle einer solchen schweren Verletzung einer ius 
cogens-Norm außer den unmittelbar betroffenen nicht mehr alle anderen Staaten als 
verletzt angesehen. Stattdessen bestimmt Art. 48 Nr. 1 der Draft Articles nunmehr unter 
dem Titel „Invocation of responsibility by a State other than an injured State": 

„Any State other than an in.jiired State is entitled to invoke the responsibility of another State 
[...J if: 

" Vgl. Art. 40 Abs. 3 der Draft articles von 1996 (Anm. 69): ,,In addition, ,injured State' means, if 
the internationally wrongfiil act constitutes an international crime. all other States." Vgl. zu den be- 
sonderen Reclitsfolgen eines Verbrechens Art. 5 1-53 des Entwurfs. 

7" Vgl. Paulus 200 1 .  S. 40 1 .  
7' Ebd..S.4031: 
7h  S. O. Anm. 55. 
77 S. O. Text bei Anm. 69 und 70. 
7R Meine Hervorliebung. - Beispiele für solche ius cogens-Nornien nennt (in nicht abschließender 

Weise) Artikel 50 über ~inzuliissige Gegenmaßnahmen. 
79 Entwurf des Drafting Committee der ILC vom Sommer 2000; vgl. Paulus 2001, S. 404-41 1 .  Meine 

Hervorhebuiig. Vgl. auch die Formulierung in Art. 41 Abs. 1 dieses Entwiirfc: „a serious breach by 
a State of an oblieation owed to the international conirntinity as a wliole and essential for the pro- 
tection of its fundamental interests". 

"' VgI. Crawford/Peel/Ollecoii 2001. S. 976-979. '' S. o. Text bei Anm. 60. 
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(a) The obligation breached is owed to a group of States including tliat State. and is estahlislied 
for the protection of a collective interest ofthe group; or 
(b) The obligation breached is owed to the international conim~inity as a whole." 

Der folgende zweite Absatz erklärt dann im einzelnen, welche (recht bescheidenen) 
Forderungen ein solcher Drittstaat gegenüber dem Rechtsverletzer erheben kann: Er 
kann verlangen, der Rechtsbruch solle abgestellt und nicht wiederholt werden, und es 
solle Schadensersatz an den verletzten Staat „oder die von der verletzten Verpfliclitting 
Begünstigten" geleistet werden." 

Damit nimmt der ILC-Entwurf von 2001 in recht bescheidenen1 Maße die Rechts- 
kategorien des ius cogens und der Verpflichtungen erga omnes auf. Die einem nicht 
unmittelbar betroffenen Staat im Falle einer schweren ius cogens-Verletzung einge- 
räumten Reaktionsmöglichkeiten sowie die in Art. 41 des Entwurfs von 2001 statuier- 
ten besonderen Rechtsfolgen einer solchen Verletzung sind zii schwach ausgebildet, 
um von einer dritten Kategorie zu sprechen, wie sie mit den ,.international crimes of 
States" etabliert werden sollte. Es bleibt abzuwarten, ob diese Entscheidiing der ILC 
einen Riickschlag in der Entwicklung des Völkerrechts bedeutet. „a reversal of the 
evolution of general internaticnal law from a coinmunity-oriented System back to a 
purely intersubjective ~ n e " . ~ '  Jedenfalls ist bemerkenswert. daß der Versuch, die 
dogmatische Entwicklung einer gesteigerten „Gemeinschaftspflichtigkeit" der Staaten 
in das Recht der Staatenverantwortlichkeit zu übersetzen und dadurch abzusichern, 
als gescheitert gelten muß. Die (maßgeblichen) Staaten waren nicht bereit, eine mehr 
oder weniger deutliche Formulierung herausgehobener gemeinschaftsbezogener 
Pflichten durch ein entsprechendes Regime der Haftung im Falle einer Verletzung 
dieser Pflichten zu ergänzen. 

d) Verfassungsrecl~t der internationalen Gemeinschafl 

Eine spezifische ,,Gemeinwohlorientierung" kennzeichnet auch das Verfassungsrecht 
der internationalen Gemeinschaft. Der Begriff und die damit bezeichnete Normenkate- 
gorie sind bis heute umstritten, finden aber in der Völkerrechtslehre zunehmende Aner- 
kennung, auch wenn die ihnen beigelegten Bedeutungen uneinheitlich sind. Lange Zeit 
über wurde der Begriff der Verfassung so stark mit dein modernen Staat assoziiert, daß 
seine Übertragbarkeit auf nichtstaatliche Rechtsgebilde kategorisch abgelehnt wurde.x" 
Erst in der Völkerbundszeit begannen systematische Bemiihungen, den Verfassiingsbe- 
griff in das Völkerrecht einzuführen und dort fruchtbar zii machen; diese verstärkten 
sich im Zeitalter der Vereinten Nationen. Im Jahre 1926 veröffentlichte Alfred Ver- 
dross, ein Schiiler von Hans Kelsen, im Geiste des Rechtsmonismus sein Buch Die 
l/eifassung der Völkerrechtsgemeinschaji. Verfassung definierte Verdross im materiel- 
len Sinne als ,jene Normen. die den Aufbau, die Gliederung und die Zuständigkeitsord- 

Vgl. außerdem Art. 54 im Kapitel über Gegenmaßnahmen. Dazu der Kommentar von Craw- 
ford/Peel/Olleson 200 l .  S. 980-982. 

" So Abi-Saab 1999. S. 35 1 .  Vgl. auch Pellet 1999, S. 425427.433 f. 
" Vgl. zur historischen, aber nicht notwendigen Staatsbezogenheit des Verfassungsbegriffs Fassben- 

der 1998a, S. 25-35. und Pernice 200 1 .  S. 149-1 63. 



nung einer Gemeinschaft zum Gegenstand haben". „Die völkerrechtliche Gnmdordniing 
ist daher die Verfassung der ~ölkerrechts~eineinschaft .~ '~~ Später schrieb der Wiener 
Gelehrte, die Satzung des Völkerbundes bilde die (erste) „völkerrechtliche Verfas- 
sungsurkunde" der Völkerrechtsgemeinschaft, also eine Verfassung im formellen Sin- 

8 h ne. Schließlich erklärte Verdross' Schüler Briino Simma: „Seitdem die UNO [...I alle 
Staaten umfaßt und auch die wenigen außerhalb dieser Organisation stehenden Staaten 
ihre leitenden Grundsätze anerkannt haben, ist ihre Charta nir Verfassung der 
universellen Staatengemeinschaft a~fge rück t . "~~  

Die Idee einer in den Vereinten Nationen zentrierten völkerrechtlichen Verfassung ist 
insbesondere von den Autoren der ,,international community school" aufgenommen 
worden. Tomuschat bezeichnet als solche Verfassung jene „Grundregeln, welche, vom 
individuellen Willen der Staaten unabhängig, ihre gnindsätzlichen Rechte und Pflichten 
b e ~ t i m m e n " . ~ ~  Den ersten Platz unter diesen Regeln nimmt Tomuschat zufolge das 
Prinzip der souveränen Gleichheit der Staaten ein. Als von diesem abgeleitet betrachtet 
er das zwischenstaatliche Gewaltverbot, das Prinzip der Nichteinmischung in die inne- 
ren Angelegenheiten anderer Staaten und die Pflicht, in einem anderen Staat keine 
schweren Umweltschäden zu verursachen." Allerdings sieht Tomuschat die intematio- 
nale Verfassung ,,in einem allmählichen Wachstumsprozeß entstehen". Sie sei teils 
ungeschrieben, teils kodifiziert. und zwar nicht nur in der UN-Charta, sondern auch 
anderen „Weltordnungsverträgen" („world order treaties") wie den beiden internationa- 
len Menschenrechtspakten von 1966, der Konvention über die Verhütung und Bestra- 
fung des Völkermordes von 1948, dem Wiener Übereinkommen über diplomatische 
Beziehungen von 196 1 und der UN-Seerechtskonvention von 1 982.90 Diese „Weltord- 
nungsverträge" werden auch als .,treaties protecting basic interests of tlie international 
community" bezeichnet." 

In der Sicht der „international community school" ist die völkerrechtliche Verfassung 
eine wertgebundene Ordnung. Ihr Fundament bilde ,,a basic Consensus about the neces- 
sity commonly to salvage the globe's life supporting capacity and to maintain a mini- 
mum standard of mutual respect as outlined in the Charter of the UN and the other great 
texts defining the realm of common agreement".92 Neben der Charta („a complete wel- 
fare Programme for mankind") bildeten die gnindlegenden Menschenrechtsverträge das 
zweite Kernelement geteilter oder gemeinsamer Werte („shared values", „common 
values"). Das dritte Element bildeten jene Verträge und Dokumente über grundlegende 
Fragen, welche unmittelbar das Überleben der Menschheit betreffen, insbesondere also 
Fragen des Umweltschutzes, der Abrüstung und ~riegsführung." Es bestehe heute 

Verdross 1926, S. V. VgI. zur Entwicklung der Theorie Verdross' Fassbender 1998a, S. 3 7 4 5 .  
Vgl. Verdross 1 973, S. 2 1. 
Verdross/Simma 1984. S. V11 f. Vgl. ebd., S. 72. 
Vgl. o. Text bei Anm. 39. 

" Vgl. Tomuschat 1993, S. 292-300. 
90 VgI. Tomuschat 1995, S. 7, lind Tomuschat 1993, S. 247 f., 268-271. 
" Vgl. ders. 1993, S. 269. 

Ebd., S. 237 f. 
" Ebd.. S. 238. 
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Einvernehmen darüber, daß die Staaten als Mitglieder der Völkerrechtsgemeinschaft 
eine dienende Funktion hätten: ,.States are just instmmentalities that have to discharge a 
mandate for the benefit of tlie human beings under their jur isdic t i~n."~~ Dieses „Wohl 
der Menschen" wird als zentrale materielle Aufgabe der verfaßten internationalen Ge- 
meinschaft angesehen. 

Unter „Völkerstrafrecht" („international criminal law") sind völkerrechtliche Normen 
zu verstehen, die unmittelbar (das heiDt ohne Vermittlung durch ein staatliches Gesetz) 
die Strafbarkeit natürlicher Personen wegen einer Verletzung international geschützter 
Rechtsgüter beLmünden.95 Erster Höhepunkt der Entwicklung des vertraglichen Völker- 
strafrechts war das Statut fiir den Internationalen Militärgerichtshof in Nümberg vom X. 
August 1945, dessen Art. 6 die Zuständigkeit des Gerichtshofs zur Aburteilung folgen- 
der Straftaten von Angehörigen der ,,europäisclien Achsenmächte" begründete: Verbre- 
chen gegen den Frieden, Kriegsverbrechen, sowie Verbrechen gegen die Menschlich- 
keit." Die spätere Staatenpraxis war jedoch von einer deutlichen Zurückhaltung 
gegenüber der Anwendung dieser völkerrechtlichen Straftatbestände gekennzeichnet. 
Von amerikanischen Soldaten im Vietnam-Krieg begangene Kriegsverbrechen wurden 
etwa nach US-amerikanischem Strafrecht verfolgt." 

Arbeiten der Völkerrechtskommission der Vereinten Nationen, die bis auf die Zeit 
unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg zurückgehen, aber erst durch die weltpoliti- 
sche Wende von 1989190 einen neuen Impetus erhielten, Ehrten im Jahre 1996 zur 
Annahme des Entwurfs eines „Strafgesetzbuches der Verbrechen gegen den Frieden 
und die Sicherheit der Menschheit" (,.Code of Crimes against the Peace and Security of 
~ankind")." Der Entwirf verkörpert im wesentlichen das „Nürnberger Recht". 

„Alle [Straf-] Taten, die Eingang in das Rechtsdokument gefunden haben, zeichnen sich da- 
durch aus, daß sie geeignet sind, das zivilisatorische Gefüge zu zerstören, welches nicht nur 
jede einzelne Gesellschaft für ihren Zusammenhalt benötigt, sondern das auch der Völkerge- 
meinschafi insgesamt als Stütze fiir die Friedlichkeit und Hunianität der internationalen Bezie- 
hungen dient."" 

Der Entwurf wurde von den 1992 ebenfalls im Rahmen der Völkerrechtskommission 
begonnenen Arbeiten an einem Statut eines ständigen internationalen Strafgerichtshofs, 
welches sowohl die Zuständigkeit des Gerichts wie das von ihm anzuwendende materi- 

'' Ebd., S. 300 (unter der Überschrift ,.Common values of niankind). 
95 Vgl. lpsen 1999, S. 576. 
9h Vgl. ebd., S. 580-583. Text der „Charter of tlie International Military Tribunal" in: American Jour- 

nal of International Law, Bd. 39 (1945). Supplement, S. 258-264; con Miinch 1976, S. 45-5 1. 
97 Vgl. Ipsen 1999, S. 583. 

Text in: Report of the International Law Commission on the work of its forty-eighth session; Gen- 
eral Assembly Oficial Records, 5 1" session. Supplement No. 10 (UN Dok. Al5 1/10). S. 14 ff.; 
englischer Text mit Erläuterungen in: Human Rights Law Journal 1997. S. 96-134. Vgl. zu Vorge- 
schichte, Grundprinzipien und Einzelregelungen des Entwurfs Tomuscliat 1998. 

99 Tomuscliat 1998, S. 2. 



elle Strafrecht regelt. „überholt", bleibt aber als „Referenzwerk für den Stand der ge- 
wolinheitsrechtlichen ~ntwicklung"'~%edeutsarn. 

Die Arbeiten der ILC und eines besonderen Vorbereitungsausschusses führten zu ei- 
ner Staatenkonferenz in Rom im Juni und Juli 1998. Das dort beschlossene „Römische 
Statut des Internationalen ~trafgerichtshofs"'" regelt ausführlich die Errichtung des 
Gerichtshofs, die seiner Ziiständigkeit unterliegenden Straftaten, die von ihm zu beach- 
tenden allgemeinen Grundsätze des Strafrechts sowie seine Zusammensetzung lind 
Verwaltung. Das Statut wird in Kraft treten, wenn es von mindestens sechzig Staaten 
ratifiziert worden ist (Art. 126). Art. 5 Abs. 1 des Statuts bestimmt die Verbrechen, 
welche der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterliegen, wie folgt: 

„Die Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs ist auf die schwersten Verbrechen beschränkt, welche 
die internationale Gemeinschaft als Ganzes berühren. Die Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs er- 
streckt sich in Übereinstimmung mit diesem Statut auf folgende Verbrechen: 
a) das Verbrechen des Völkermords; 
b) Verbrechen gegen die Menschlichkeit; 
C) Kriegsverbrechen; 
d) das Verbrechen der Aggression." 

Die Präambel des ~tatuts '"  hebt nachdrücklich die ,.Gemeinwohlrelevanz" der intema- 
tionalen Strafgerichtsbarkeit hervor, indem sie betont, die genannten Verbrechen be- 
drohten „den Frieden, die Sicherheit und das Wohl der Welt (the well-being of the 
world)"; es seien Verbrechen, ,.welche die internationale Gemeinschaft als Ganzes be- 
rühren" und die „um der heutigen und der künftigen Generationen willen" bestraf? wer- 
den müßten: 

„The States Parties to this Statiite, 

Conscious that all peoples are iinited by comnion bonds, their culttires pieced together in a 
shared heritage, and concemed that this delicate mosaic may be shattered at any time, 

Mindfiil that during this century millions of children, Ivonien and men have been victims of 
unimaginable atrocities that deeply shock the conscience ofhumanity, 

Recognizing that siicli grave crimes threaren rhe peace. securifi~ aiid ivell-being of rhe workd, 

Afiimiing that the most serioiis crimes ofconcern to the internotionol commurrify as a whole 
niust not go unpunished and that tlieir effective prosecution must be ensured by taking rneas- 
ures at tlie national level and by enhancing international cooperation. 

[...I 
Determined to these ends andfor the sake ofpresent andfilture generations, to establish an in- 
dependeiit permanent International Criminal Court in relationship with the United Nations sys- 

'On So Tomuschat 1998, S. 7. 
101 UN Dok. AICONF. 18319; International Legal Materials Bd. 37 (1998). S. 1002 (englische Fas- 

sung); Roshaud 2000 (englische. französische. spanische Fassung, deutsche Übersetzung); Bundes- 
gesetzblatt 2000 11, S. 1394 (englische und französische Fassung, deutsche Übersetzung); Tomu- 
scliat 200 1, S. 5 1 1 (deutsche Übersetzung, Ausziige). Für das Statut stimriiten in Rom 120 Staaten, 
2 1 enthielten sich der Stimme, sieben (darunter China, Israel, Irak und die USA) stimmten dagegen. 
Vgl. Triffterer 1999. S. 6. 

"" Vgl. zu ihrer Entstehungsgeschichte Triffierer 1999, S. & I  1. 



tem, with jurisdiction over the most serioiis crime.~ qf coiicern to rhe inrernational communi<l~ 
ns a ii~liole. 

[...I , 
Have agreed as follo~s." '~" 

ß Das ,.gemeinsnme Erbe der Menschheit " 

„Friede und Sicherheit" sind Werte der internationalen Gemeinschaft, die schon in der 
UN-Charta anerkannt worden sind. Art. 1 Nr. 1 der Charta nennt als erstes Ziel der 
Vereinten Nationen, „den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren" 

I 
(„[t]o maintain international peace and security"). Demgegenüber ist das „Wohl der 
Welt" ein neuer Wert, der über (einen negativ als Abwesenheit militärischer Gewalt 
verstandenen) Frieden und die äußere Sicherheit der Staaten hinausgeht und ein umfas- 
sendes Wohlergehen aller ~ e n s c h e n " ~  (womöglich auch des „Ökosystems ~ r d e " ) " ~  als 

I Schutzg~it postuliert. 
Das Projekt eines ständigen Internationalen Strafgerichtshofs wurde erheblich gefdr- 

dert durch den erfolgreichen .,Probelauf' des Strafgerichtshofs für das frühere Jugosla- 
wien (mit Sitz in Den Haag), dessen Errichtung der UN-Sicherheitsrat im Jahre 1993 
nach Kapitel V11 der UN-Charta beschlossen 11atte. '~~ Nach Art. I seines statuts'07 ist 

I 
der Gerichtshof fur die Verfolgung schwerer Verstöße gegen das humanitäre Völker- 
recht auf dem Gebiet des fiüheren Jugoslawien seit 1991 zuständig. Art. 2 bis 5 des 
Statuts nennen als zu verfolgende Straftaten im einzelnen: schwere Verstöße gegen die 
Genfer Konventionen von 1949, Verstöße gegen die Gesetze und Gebräuche des Krie- 

I ges, Völkermord sowie Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Ein Jahr später errichtete 
der Sicherheitsrat zur Bestrafung der im ruandischen Bürgerkrieg im Jahr 1994 began- 
genen Verbrechen den Internationalen Strafgerichtshof für Ruanda mit Sitz in Arusha 

1 .  „Die Freiheit der Meere ist das völkerrechtliche Prinzip, kraft dessen das hohe 
Meer (die Hohe See) unter der Souveränität keines Staates steht, noch in Zukunft 

I 

Meine Hervorhebungen. 
I" Vgl. die Definition von ,.weil-being" im Oxford English Dictionary (2nd ed., vol. XX, 1989, 

S. 122): „The state of being or doing well in life; happy, healthy. or prosperoiis condition; moral or 
physical welfare (of a Person or comrniinity)." 

In' Vgl. TriMerer 1999, S. 10: ,,[T]he itse of the word .world' in preference to ,mankind6 means more 
than just mankind or humanity. It includes not only human beings biit also tlie world around theni 

(~ansania) ."~ Von allen in diesem Beitrag betrachteten gemeinwohlorientierten Nor- , 

I 
menkategorien ist das Völkerstrafrecht die mit Abstand praktisch bedeutsamste gewor- 
den, und zwar wegen der Tätigkeit des Jugoslawien-Tribunals. Durch sie ist die intema- 
tionale Strafjustiz zum realiter wichtigsten Hüter gemeinsamer Werte der internatio- 
nalen Gemeinschaft geworden. 

and thus i1.r [the world's] well-being, for instance, the natural environment." 
l o h  Resolution 827 des UN-Sicherheitsrats vom 25. Mai 1993. Text: UN Year Book 1993. S. 440. 
In' Anh. ziim Bericht des UN-Generalsekretzrs an d. Sicherheitsrat vorn 3. Mai 1993, UN-Dok. Sl25704. 
'"%esolution 955 des UN-Sicherheitsrats vom 8. Nov. 1994. Text: UN Year Book 1994, S. 299 (iin 

Anhang: Statut des Gerichtshofs). 



stehen kann. Das hohe Meer ist [...I eine res commiinis o m n i ~ m . " ' ~ ~  Dieses erst zu 
Beginn des neunzehnten Jahrhunderts allgemein anerkannte Prinzip fand seine Fort- 
entwicklung in der Idee, auch andere, neu erschlossene Räume der „gesamten 
Menschheit" zuzuordnen. Art. 1 Abs. 1 und Art. I 1  des Weltraum-Vertrags von 1967 
lauten wie folgt: 

„Die Erforschung und Nutzung des Weltraums einschließlich des Mondes und anderer Hini- 
melskörper wird zum Vorteil und im Interesse aller Länder ohne Ansehen ihres wirtschaftli- 
chen und wissenschaAlichen Entwicklungsstandes durchgeführt lind ist Sache der gesamten 
Menschheit (the province of all mankind)." 

,.Der Weltraum einschließlich des Mondes und anderer Himmelskörper unterliegt keiner na- 
tionalen Aneignung durch Beanspruchung der Hoheitsgewalt, durch Benutzung oder Okkupa- 
tion oder durch andere ~ittel.""' 

Der Weltraumvertrag ist bis heute die grundlegende und universal gültige''' völker- 
rechtliche Vereinbarung über Fragen der Weltraumnutzung. 

Ein Fehlschlag war dagegen der ,,Mondvertrag" von 1979,'" der in seinem Art. 1 I 
den Mond und seine Naturschätze zum „gemeinsamen Erbe der ~ e n s c h h e i t " " ~  erklärte. 
Er wurde bis heute nur von neun Staaten ratifiziert und von fünf Staaten unterzeichnet. 
Kein Staat mit nennenswerten Weltraumaktivitäten schloß sich dem Mondvertrag an."" 
Kontrovers beurteilt werden vor allem das umfassende Verbot der Errichtung militäri- 
scher Einrichtungen auf dem Mond (Art. 3 Abs. 4), der Ausschluß jeglichen privatrecht- 
lichen Eigenhims an der Oberfläche oder dem Unter-mnd des Mondes oder den dort 
befindlichen Naturschätzen (Art. I I Abs. 3) sowie die geplante internationale Venval- 
tung der Ausbeutung der Bodenschätze (Art. 1 1 Abs. 5-7). 

Das Prinzip des „gemeinsamen Erbes der Menschheit" fand im Mondvertrag den fol- 
genden Ausdruck: 

„Article 4 
I. The exploration and use of the moon shall be the province of all mankind and shall be carried 
out for the benefit and in the interests of all countries, irrespective of their degree of economic 
or scientific development. Due regard sliall be paid to interests of present and future generations 
as well as to the need to promote higher Standards of living and conditions of economic and so- 
cial Progress and development in accordance with the Charter of the United Nations. 

109 Berber 1975, S. 337. Zum Prinzip der „Gemeinschaftssaclie" (res coriimiinis) Dunier 200 1, S. 138- 
180. 
Vertrag über die Grundsätze zur Regelung der Tätigkeiten von Staaten bei der Erforschung und 
Nutzung des Weltraums einschließlich des Mondes und anderer Himmelskörper vom 27. Jan. 1967; 
Text: Bundesgesetzblatt 1969 11, S.1968; Randelzhofer 1999, S. 360; Tomuschat 2001, S. 293. VgI. 
dazu Wolfmm 1984, S. 274-289; Stocker 1993, S. 87-99. 

"' Am 1. Februar 2001 hatten den Vertrag 96 Staaten ratifiziert und 27 Staaten unterzeichnet. 
' I '  Agreement Goveming the Activities of States on the Moon and Other Celestial Bodies („Moon 

Treaty"), 18. Dez. 1979, in Kraft getreten am I I .  Juli 1984. Text: International Legal Materials Bd. 
I8 (I 979), S. 1434. 

' I 3  Vgl. zu diesen, Prinzip zusammenfassend Kiss 1982; Stocker 1993, S. 140-21 0; Macdonald 1995; 
Durner 2001, S. 181-233. 
Frankreich und Indien haben den Mondvertrag unterzeichnet, aber nicht ratifiziert. 



ZWISCHEN STAATSRASON UND GEMEINSCIIAFTSBINDI!NC; 

[..-I 
Article I I 

I .  The rnoon and its natural resources are the cornrnon heritage of rnankind, which finds its 
expression in the pro\,isions of this Agreement. in partictilar in paragrapli 5 ofthis article. 

2. The moon is not subject to national appropriation by any clairn of sovereignty, by nieans 
of use or occupation, or by any other means. 

3. Neither the surface nor the subsurface of the rnoon, nor any part thereof or natural re- 
sources in place, shall becorne property of any State, international intergovemrnental or non- 
governrnental organization, national organization or non-govemrnental entity or of any natural 
Person. [. . .] 

4. States Parties have tlie right to exploration and use of the moon without discrirnination of 
any kind, on the basis of equality and in accordance witli international law and the provisions 
of this Agreement. 

5. States Parties to this Agreement hereby ~indertake to establish an international regime, 
including appropriate procedures, to govem the exploitation of the natural resources of the 
moon as such exploitation is about to becorne feasible." 

2. Der Gedanke eines souveränitätsfreien, nigunsten der ganzen Menschheit genutzten 
und international verwalteten Raumes wurde rnit größerem Erfolg auf Betreiben ~ a l t a s '  '' 
auf den küstenfemen Meeresboden übertragen: Die Gewinne, welche die Ausbeutung der 
mineralischen Rohstoffe der Tiefsee erwarten ließ, sollten nicht nur den (technologisch 
zum Tiefseebergbau heute und in der absehbaren Zukunft allein befähigten) Industriestaa- 
ten, sondern der gesamten Menschheit zugute kommen. Im Jahre 1970 erklärte die UN- 
Generalversammlung im Vorgriff auf die Verhandlungen der Dritten UN-Seerechtskon- 
ferenz (1973-1982) den Meeresboden sowie seine Ressourcen zum „gemeinsamen Erbe 
der Menschheit", deren Erforschung und Ausbeutung zum Nutzen der gesamten Mensch- 
heit ungeachtet der geographischen Lage der Staaten erfolgen sollten."' 

Art. 136 des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen von 1 9 8 2 " ~  be- 
stimmte entsprechend: „The Area and its resources are the common heritage of man- 
kind." Art. 137 untersagte es den Staaten, im .,Gebiet" (welches Art. 1 Abs. I Nr. 1 als 
„den Meeresboden und den Meeresunterg~nd jenseits der Grenzen des Bereichs natio- 
naler Hoheitsbefugnisse" definiert) Hoheitsrechte auszuüben oder sich das Gebiet oder 
Teile desselben anzueignen. „All rights in the resources of the Area are vested i r i  man- 
kind as a whole." Verwaltet werden sollten diese Rechte von einer Internationalen Mee- 
resbodenbehörde, welche selbst Tiefseebergbau betreiben sowie Lizenzen an einzelne 
Staaten lind Unternehmen vergeben und die dadurch erzielten Einnahmen an die Ent- 

115 Vgl. zu den (weitergehenden) Vorsclilägen Maltas PardoIChristol 1986, S. 652457. 
I ' '  Declaration of Principles Governing the Sea-Bed and the Ocean Floor, and the Subsoil Thereof, 

beyond the Limits of National Jurisdiction („Meeresbodenprinzipien-Erklärung"). Resolution 2749 
(XXV) der UN-Generalversarnniliing vom 17. Dez. 1970; Text: UN Year Book 1970, S. 78; 
PlatzöderiGraf Vitzthiirn 1984, S. 365. 

"'Text in: Bundesgesetzblatt 1994 11, S. 1799 (englische und französische Fassung, deutsche Über- 
setzung); PlatzöderIGraf Vitzth~irn 1984, S. 69-286 (englische Fassring). Prägnante Erläiitening des 
Meeresbodenregirnes bei Graf Vitztlitirn 200 1 b. S. 422426, eine ausfiilirlichere bei Wolfrurn 1984, 
S. 328-5 1 I, und Stocker 1993, S. 37-65. 



wicklungsländer verteilen sollte. Art. 144 des Abkommens sah den Transfer von Tech- 
nologie und Wissen an die Entwicklungsländer vor, tim sie in die Lage zu versetzen, 
sich am Tiefseehergbau zu beteiligen. Zu Recht kritisierte der maltesisclie Diplomat 
A n ~ i d  Pardo, der „Erfinderu des ,.common 11eritage"-Prinzips im Seerecht, daß im See- 
rechtsabkommen die „Menschheit" als Inhaber und Rechtsträger des „gemeinsamen 
Erbes" undefiniert geblieben und nicht als eigenes Rechtssubjekt ausgestaltet worden 
ist."x Sind unter der .,Menschheit" alle Staaten zu verstehen? Alle Völker der Erde? 
Alle gegenwärtig lebenden Menschen? Oder auch - und dies war Pardos eigene Vor- 
stellung - auch die Angehörigen künftiger Generationen? 

Die westlichen Industrieländer lel-inten dieses Regime überwiegend als lanwirt- 
schaftlich und von den Ideen der ,peilen Weltwirtschaft~ordnung'~ geprägt ab." Wegen 
ihres anhaltenden Widerstands kam es 1994 zum Abschluß des Übereinkommens zur 
Durchführung des Teiles XI [über „das Gebiet"] des Seerechtsübereinkommens von 
1 9 ~ 2 , ' ' ~  welches faktisch die betreffenden Bestimmungen, insbesondere jene über die 
Internationale Meeresbodenbehörde, im Sinne der Industrie- (das heißt der potentiellen 
Tiefseebergbau-) Staaten änderte."' Das „gemeinsame Erbe der Menschheit", am An- 
fang eine Metapher, wurde im Verlauf der Seerechtskonferenz für die „Dritte Welt" zu 
einer Zukunftsvision distributiver Gerechtigkeit, der Zusammenarbeit von Staaten un- 
terschiedlicher wirtschaftlicher Entwicklung und einer Vorzugsbehandlung der armen 
Länder - und diese Vision ist ein schöner Traum geblieben.'" Im übrigen hat der Tief- 
seebergbau bis heute keine praktische Bedeutung erlangt, weil er angesichts der Preise 
der auf dem Festland geforderten Rohstoffe unwirtschaftlich ist. 

Stefan Talmon sieht das derzeitige internationale Seerecht gekennzeichnet von einer 
„Verzonung und immer weitergehenden Territorialisierung": „Die Zonen, in denen die 
Küstenstaaten Souveränität, souveräne Rechte oder Hoheitsbefiignisse ausüben, nehmen 
an Zahl, Umfang und Bedeutung immer mehr zu - auf Kosten der Hohen See. Die In- 
ternationalisierung des ,Gebiets6 und die (im Seerechtsübereinkommen ansatzweise 
zum Ausdruck kommende) Gemeinschaftsbindung der Meeresnutzung durch die Kü- 
stenstaaten stellt dagegen nur einen geringen Ausgleich dar.""3 Besondere Bedeutung 
besitzt die sogenannte „ausschließliche Wirtschaftszone" („exclusive economic zone", 
Art. 55-75 des Seerechtsübereinkommens), welche das Meeresgebiet bis zu 200 See- 
meilen seewärts der Küste iimfaßt. In ihr liegen (mit geringen Ausnahmen) alle wirt- 
schaftlichen Nutzungsrechte ausschließlich bei dem jeweiligen Küstenstaat. Der Fisch- 
fang erfolgt zu mehr als 85 Prozent in dieser Zone, lind hier werden über 90 Prozent der 
unterseeischen Rohölvorkommen vermutet."" Die Staaten haben sich territorial und 

' I X  Vgl. PardoIChristol 1986, S. 657. 
"' Vgl. Pinto 1996, S. 254-261. Talinon 2000. S. 459 f. Zur .,neuen Weltwirtschaftsordn~~ng~. o. Text 

bei Anm. 27. 
Text in: Biindesgesetzblatt 1994 11, S. 2566 (englische und französische Fassung, deutsche Über- 
setzung). 

' ' I  Vsl. Oxman 1994; Pinto 1996, S. 262-265; Jaenicke 1995, S. 122- I3 I. 
Vgl. Pinto 1996, S. 265-268. 

'" Talmon 2000, S. 465. 
'" Vgl. ebd., S. 164. 



sachlich angeeignet, was tatsächlich und wirtschaftlich aneignungsfihig war. Der Ver- 
stich, dieser Entwicklung mit Hilfe des ,,comrnon heritage of mankindk-Prinzips entge- 
genzuwirken, ist erfolslos geblieben, seine Präzendenzm'irkung für andere „Staatenge- 
rneinscliaftsräume-' wie die Antarktis zweifelhaft.'" 

3. Von diesen Enta,icklungen im internationalen Weltraum- und Seerecht muß eine 
1 

andere Venvendung des Begriffs des ,,gerneinsamen Erbes der MenschheitLc unterscliie- 1 
den werden. Im Jahre 1972 wurde auf Initiative der UNESCO das Übereinkommen zum 
Schutz des Kultur- und Naturerbes der ~elt"%bgeschlossen. Danach werden bestimm- 
te Kulturgüter, Naturteile. -stätten und -gebiete von universellem Wert zum Welterbe ~ 
erklärt, ohne daß dies die territoriale Souveränität des betreffenden Staates und private 
Eigentumsrechte berührt. Das Prinzip des ,.common heritage of mankind" greift hier 
also nicht in die staatliche Regelungsbefugnis ein, sondern steht für eine Unterstütziing 
der nationalen Pflege herausragender kultureller und natürlicher Güter durch die inter- 

i 
1 

nationale Gemeinschaft.'" 
1 

Die Präambel des Übereinkommens hebt hervor, jeder Verfall oder Untergang eines I 

I 
Teils des Kultur- und Naturerbes sei eine Schmälerung des Erbes aller Völker der Welt 
(Abs. 3). Die Sicherung dieser Güter sei von Bedeutung fur alle Völker der Welt, wem 
auch immer sie gehörten („the importance, for all the peoples of the world, of safegiiar- 
ding this unique and irreplaceable property, to whatever people it may belong") 
(Abs. 6). Besonders wertvolle Teile des Kultur- und Naturerbes müßten „als Bestandteil 
des Welterbes der ganzen Menschheit erhalten werden" („as part of the world heritage 1 
of mankind as a whole") (Abs. 7). Es sei Aufgabe der internationalen Gemeinschaft als 
ganzer („it is incumbent on the international commtinity as a whole"), sich am Schutz 
des Kiiltur- und Naturerbes von außergewöhnlichem universellem Wert zu beteiligen I 

(Abs. 8). 
Neuerdings gibt es im Rahmen der UNESCO auch Bemühungen, das sogenannte 

„nicht greifbare" oder „immaterielle" Erbe kultureller Gemeinschaften unter völker- , 
rechtlichen Schutz zu stellen."* Eine UNESCO-Empfehlung aus dem Jahre 1989 hat 1 
dieses Erbe definiert als „the totality of tradition-based creations of a cultural commu- I 

nity in so far as they reflect its cultural and social identity; [...I [ilts forms are, among 1 

'" Eine solche bejaht aber Graf Vitzthum 2001b. S. 424 f. Das Gebiet der Antarktis (dazu ders., 
S. 42943  1, Wolfium 1984, S. 30-100, sowie Stocker 1993, S. 6 6 8 6 )  erregt zunehmend wirt- 
schaftliches Interesse (vgl. Art. 7 und Art 25 Abs. 5a des Umweltschutzprotokolls zum Antarktis- 
Vertrag von 199 1 ; Text: Bundesgesetzblatt 1994 11, S. 2479; Tomuschat 200 1, S. 285). Die Ver- 
tragsstaaten des Antarktis-Vertrags von 1959 (Text: Biindesgeset7blatt 1978 11, S. 15 18; Tornuschat 
2001, S. 281) lehnen eine Verantwortung der Vereinten Nationen irn Sinne des „comrnon heritage 
of maiikind"-Prinzips ab. 

"'Convention for the Protection of the World Cultural and Natural Heritage, Convention pour la 
protection du patrimoine mondial, culturel et naturel. Text in: Bundesgesetzblatt 1972 11, S. 213 
(englische und französische Fassung, deutsche Übersetzung) Vgl. da7u Kolk 2000. 
VgI. Stocker 1993. S. 1 15. 

'" VgI. Blake 2001 und Prott 2001. 



others, language, literature, music, dance, games. mythology, rituals, customs. handi- 
crafts. architecture and other a r t ~ " . " ~  

V. Der materielle Gehalt des Gemeinwohls der internationalen 
Gemeinschaft 

U )  Skizze einer Inhaltshestimrnung nach der UN-Cl~arta, völkerrechtlichen 
Verträgen und Erklärztngen 

Die im Vorabschnitt betrachteten Normengruppen sind formal bestimmte Kategorien - 
von der Rechtslehre „erfundenG' und von der Staatspraxis (in allerdings unterschiedli- 
chem Maße) anerkannt, um einzelne, als besonders wichtig oder grundlegend angese- 
hene Regeln und Pflichten von den übrigen abzuheben und sie mit einem besonderen 
Rang und einer besonderen Festigkeit auszustatten. Gemeinsam ist ihnen ihre Ausrich- 
tung auf Güter lind Interessen der ,,internationalen Gemeinschaft als ganzes". Diese 
Gemeinschaft wird auch als ihr Urheber betrachtet, so daß die betreffenden Normen 
dem Zugriff einzelner Staaten entzogen sind, ihre Geltung für einen bestimmten Staat 
nicht von dessen Zustimmung abhängt. Insoweit wird dem traditionellen Konsensprin- 
zip oder Voluntarismus das Konzept einer Gemeinschaft entgegengestellt: „[T]he con- 
cept [of the international community] denotes an overarching System which embodies a 
common interest of all States and, indirectly, of mankind."'30 

Die formal bestimmten Normenkategorien sind inhaltlich offen. Welche Regel oder 
Verpflichtung zum ius cogens, zu den erga omnes-Pflichten oder dem Verfassungsreclit 
der internationalen Gemeinschaft gerechnet wird, steht im Ermessen der (gemeinschaft- 
lich handelnden) Mitglieder dieser Gemeinschaft. Es fallen aber bei einer Betrachtung der 
gegenwärtig den einzelnen Kategorien zugeordneten Normen inhaltliche Gemeinsamkei- 
ten auf, Übereinstimmungen der geschützten Güter, die es erlauben, auch eine materielle 
Bestimmung des „Gemeinwohls der internationalen Gemeinschaft" vorzunehmen. 

Ausgangspunkt einer solchen Inhaltsbestimmung muß die Charta der Vereinten Natio- 
nen sein, deren eminente Bedeutung im Völkerrecht der Gegenwart allgemein anerkannt 
ist, unabhängig von ihrer formalen Qualifizierung als geschriebene Verfassung der inter- 
nationalen Gemeinschaft. Alle Staaten der Welt haben die Charta ratifiziert, ausgenom- 
inen nur die Schweiz lind der Staat der ~atikanstadt."' Aussagen über das, was die üN- 
Mitgliedstaaten als Gemeinwohl der Vereinten Nationen verstehen, enthalten vor allem 
die - schon oben irn Wortlaut zitierten - Bestimmungen der Präambel und des Arti- 
kels I . I 3 '  An erster Stelle dieses Katalogs von Zielbestimmungen der UN steht -vor dem 
Hintergrund der Erfahrung des Zweiten Weltkriegs und der Verbrechen insbesondere des 
nationalsozialistischen Deutschland - die Wahrung des Weltfriedens, der grundlegenden 

""UNESCO] Recommendatioii on the Safeguarding of Traditional Cultiire and Folklore, adopted on 
the 25Ih session of the General Confereiice, Paris, 15 Nov. 1989; zitiert in: Pron 2001. S. 657. 

1311 Tomuschat 1993, S. 227. 
III VgI. Fassbender 2000b, S. 572-574. Einen Sonderfall bildet die Republik China (Taiwan). 
131 VgI. o. Text bei Anrn. 19. 
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Menschenrechte und der Würde und des Wertes der menschlichen Person. In unmittelba- 
rem Zusammenhang werden die Gleichberechtigiing von Mann und Frau sowie aller Na- 
tionen angesprochen. Es folgen in der Präambel die Ziele der Gerechtigkeit und der Ach- 
tung der Verpflichtungen aus Verträgen und anderen Qiiellen des Völkerrechts sowie 
schließlich die des wirtschaftlichen und sozialen Fortscliritts aller Völker und eines „hö- 
heren Lebensstandards in größerer Freiheit". Diese Ziele sollen in Toleranz (die amtliche 
deutsche Übersetzung spricht eigentüniliclienveise von ,,Duldsamkeit") und friedlich- 
giitnachbarlichem Zusammenleben der Völker verwirklicht werden. 

Die heute anerkannten Normen des ius cogens und die Verpflichtungen erga omnes 
spiegeln einen Teil dieser Vision einer besseren Welt, indem sie ein Verbot zwischen- 
staatlicher Gewalt, ein Verbot des Völkermords, der Sklaverei und des Menschenhan- 
dels, den Schiitz grundlegender Menschenrechte und des Selbstbestimmungsrechts der 
Völker festsetzen."' Inhaltlich ähnlich bestimmt war die Kategorie der „international 
crimes of state".'j4 Der Verhütung des Völkermords, des Angriffskrieges, der Verbre- 
chen gegen die Menschlichkeit und der Kriegsverbrechen dienen die Normen des Völ- 
kerstrafrechts.I3' Dagegen ist es den Entwicklungsländern nicht gelungen, eine Überset- 
zung der Zielbestimmungen des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts und des 
höheren Lebensstandards in bindende Normen durch~use tzen . '~~  

Der Schutz der Menschenrechte wird als Ziel der internationalen Gemeinschaft in 
den verschiedenen internationalen Menschenrechtsverträgen normiert.'" Es genügt 
hier, auf die Präambel ihrer gemeinsamen Wurzel, nämlich der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte von 1948, hinzuweisen, in der es heißt: .,The General Assernbly [of 
the United Nations] proclaims this Universal Declaration of Human Rights a.r a com- 
mon stanrlnrd qf achievernent for oll peoples und all nation~"."~ 

Für die kriegsvölkerrechtlichen Verträge sei beispielhaft das (noch immer geltende) 
Abkommen betreffend die Gesetze und Gebräuche des Landkriegs (IV. Haager Ab- 
kommen) von 1907 angeführt. Nach seiner Präambel sind die Vertragsparteien „von 
dem Wunsche beseelt, selbst in diesem äußersten Falle [des Krieges] den Interessen der 
Menschlichkeit und den sich immer steigernden Forderungen der Zivilisation zu die- 

179 nen". Entsprechend sollen die Leiden des Krieges gemildert werden. Ähnliche Erwä- 

' I 3  Vgl. o. Text bei Anm. 55 und 61. 
'I4 Vgl. O. Text bei Anm. 70. 
135 Vgl. o. Text bei Anm. 97 ff. Simma 1994, S. 236-243, definiert ,.the s~ibstance of community 

interests" wie folgt: „International peace arid sec~irity. solidarity between developed and developing 
countries, protection of tlie erivironment. the ,comnion heritage' concept, international concem 
with human rights." 

"' Vgl. zur ..Charta der wirtschafflichen Rechte und Pflichtcn der Staaten" von 1974 o. Text Anm. 27. 
' I7  Texte der wichtigsten Verträge in: Randelzliofer 1999, Teil IV. und Tomiischat 2001. Teil 111. Vgl. 

zu den besonderen Eigenschaften von Menschenreclitsverträgen als ,,treaties representing collective 
interest" Simma 2000. 

158 Resolution der Generalversammlung 2 17 A (111) vom 10. Dezember 1948, in: United Nations Year 
Book 194849, S. 535 (nieine Hervorhebung). Deutscher Text iii  Randelzhofer 1999, S. 125. und 
Toinuschat 200 I, S. 107. 

139 Deutscher Text des Abkonimens: Reichspesetzblatt 19 1 O1 S. 107; ferner Randelzhofer 1999, 
S. 559. lind Toniuschat 2001. S. 417. 



gungen finden sich in den Präambeln von Verträgen, die den Gebrauch bestimmter 
Waffen verbieten.'" Im achten Absatz der Präambel des Abkommens von 1907 heißt es 
in der berühmten sogenannten Martens'schen Klausel: 

,,Solange, bis ein vollständigeres Kriegsgesetzbuch festgestellt werden kann, halten es die ho- 
hen vertragschließenden Teile für zweckmäßig, festzusetzen, daß in den Fällen, die in den ße- 
stimmungen der von ihnen angenommenen ~ r d n u n ~ ' ~ '  nicht einbegriffen sind, die Bevölke- 
ning lind die Kriegfuhrenden unter dem Schutze und der Herrschaft der Grundsätze des 
Völkerrechts bleiben, wie sie sich ergeben aus den iiiiter gesitteten Völkern feststehenden Ge- 
bräuchen, aus den Gesetzen der Menschlichkeit und aus den Forderungen des öffentlichen 
Gewissens (des usages etablis entre nations civilisees, des lois de I'hurnaniti et des evigences 
de la conscieiice piibliqi~e)."142 

Die UN-Charta von 1945 kennt das Wort „Umweltschritz" noch nicht. Auch die 
„Friendly Relations Declaration" der UN-Generalversammlung von 1970'" macht den 
Schutz der Umwelt noch nicht zum Thema. Nur zwei Jahre später aber fand in Stock- 
holm die Konferenz der Vereinten Nationen über die Umwelt des Menschen statt. In 
ihrer Schlußerklärung heißt es: 

„The protection and improvement of the human environnient is a major issue which affects the 
well-being of peoples and economic development throughout the world; it is the urgent desire 
of the peoples of the whole world and the duty of all Governments. [...I To defend and iiii- 
prove the human environment for present and future generations has become an imperative 
goal for mankind."'44 

Diese machtvollen Worte haben seitdem allgemeine Anerkennung gefunden; der Schutz 
der natürlichen Umwelt zugunsten der heutigen und der kiinftigen Generationen ist zum 
„cornmon concern" der internationalen ~ e m e i n s c h a f t ' ~ ~  geworden. In der gleichen Er- 
klärung von Stockholm (Teil 2, Grundsatz 21) wird die entsprechende Verpflichtung 
der Staaten so beschrieben: 

„States have, in accordance with the Charter of the United Nations and the principles of inter- 
national law, the sovereign right to exploit their own resources pursuant to their own environ- 

140 Vgl. z. B. das Protokoll über das Verbot der Venvendung von erstickenden, giftigen oder ähnlichen 
Gasen sowie von bakteriologischen Mitteln irn Kriege vom 17. Juni 1925. Deutscher Text: Reiclis- 
gesetzblatt 1929 11, S. 174; ferner Randelzhofer 1999, S. 567, und Tomuschat 2001. S. 445. Weite- 
re einschlägige Abkommen in: International Committee of the Red Cross 1996, Teil 5. 

141 Der sog. Haager Landkriegsordnung. die dem Abkommen als Anlage beigegeben war. 
14' Die Klausel wurde bestätigt in Art. I Abs. 2 des I. Zusatzprotokolls zii den Genfer Abkommen vom 

12. August 1949 über den Schutz der Opfer internationaler bewaffneter Konflikte vom 8. Juni 1977 
(deutscher Text: Tomuschat 2001, S. 461,465) und in der Praambel des 11. Zusatzprotokolls zu den 
Genfer Abkomnien vom 12. August 1949 über den Schutz der Opfer niclit internationaler bewaff- 
neter Konflikte vom 8. Juni 1977 (deutscher Text ebd. S. 501). Dazu Tomuschat 1999, S. 355-357 
(,.core values of the international community as applicable law"). 
Vgl. o. Anm. 26. 

154 Declaration of the UN Conference on tlie Human Environment, Stockholm, Jiine 5-16. 1972, Teil 
1 .  Abs. 2 und 6; UN-Dok. AIConf.48/14/Rev. I .  

14: Vgl. zum Prinzip des „common concern of mankind" und seinen Anwendungsfallen im internatio- 
nalen Umwelt- und insbesondere Klimaschutz Durner 2001. S. 234-275. 



niental policies, and the respoiisibility io ensure thai activities within tlieir jiirisdictiori or con- 
trol do not cause darnage to tlie enviroiiment of otlier States or of areas beyond tlie limits of 
national ji~risdiction.'"~" 

Nach dem sechsten Grundsatz der Erklärung der UN-Konferenz über Umwelt und Ent- 
wicklung in Rio de Janeiro von 1992 sollen internationale Maßnahmen im Bereich des 
Umweltscl~iitzes und der Entwicklung „die Interessen und Bediirhisse aller Länder" 
berii~ksichtigen. '~~ Aiich den verschiedenen Ausgestaltungen, die das Prinzip des „ge- 
meinsamen Erbes der Menschheit" in seiner Anwendung auf unterschiedliche Räume 
gef~inden hat, ist eine Ausrichtung auf den Umweltschutz gemeinsam. 148 

Weder in der UN-Charta noch in anderen universalen Verträgen findet sich die Ziel- 
bestimmung einer demokratischen Regieningsfonn der ~taaten. '"  Allerdings wird zu- 
nehmend vertreten, ein effektiver Schutz der Menschenrechte sei nur in demokratisch 
verfaßten Staaten möglich, weshalb diese Regieningsfonn völkerrechtlich geboten sei. 
ln diesem Sinne erklärte die UN-Generalversamrnl~~ng aus Anlaß des finfzigährigen 
Bestehens der Vereinten Nationen ,.that democracy, development and respect for human 
rights and fiindamental fieedoms, including the right to development, are interdepen- 
dent and miitually re infor~ing" . '~~ 

b) Der Schutz des Individuums als verbindendes 11ncJzci7trales Merkmal 

Sucht man nach einem verbindenden Merkmal dieser verschiedenen Inhaltsbestimmun- 
gen eines Gemeinwohls der internationalen Gemeinschaft, so iqt es der Schutz des ein- 
zelnen Menschen - vor kriegerischer Gewalt, vor Verletziingen seines Lebens, seiner 
Gesundheit, Freiheit und Würde iin Frieden und im Krieg, vor schweren Gefährdungen 
seiner natlirlichen Umwelt. Der Gedanke, den die Allgemeine Erklärung der Menschen- 
rechte in ihrem ersten Artikel mit dem Satz ausdrückte: „All human beings are born free 
and equal in dignity and rights", und den wenige Monate später das Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland mit seiner Wendung von den „unverletzlichen und unver- 
äußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des 
Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt" (Art. 1 Abc. 2) aufnahm, hat sich im Völ- 

~ i e s e r  Grundsatz wird wortlich wiederholt in der Präambel des Wiener ~lhereinkommens zum 
Schutz der Ozonschicht vom 22. März 1985 (Bundesgesetzblatt 1988 11, S. 902; Tomuschat 2001. 
S. 299) sowie als Grundsatz 2 der .,Rio Declaration on Environnient and Development" vom 14. 
Juni 1992 (Tomuschat 2001. S. 357). 

I" Vgl. ebd. 
I J R  Vgl. Art. IX des Weltraurnvertrags (Anni. 110) und Art. 145 und 146 des Seerechtsübereinkorn- 

niens (Anm. 1 17). ferner das Um~~eltschutzprotokoll ziiiii Antarktis-Vertrag (Anm. 125). Aus der 
Literatur Stocker 1993, S. 149, und Durner 7001, S. 226-228. 

14' Vgl. dagegen die im Rahnien der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE) beschlossene ,.Charta von Paris für ein neues Eiiropa" von 1990 (deutscher Text in: Tomu- 
schat 2001. S. 87-95), in der es heißt: .,Wir [die Staats- und Regieriingschefs der Teilnehmerstaaten 
der KSZE] verpflichten uns. die Demokratie als die einzige Regieningsfonn unserer Nationen auf- 
zubauen, zu festigen und zii stärken." 

I 0  Resolution der Generalversaminlung 5016 vom 23. Oktoher 1995. Abs. 7. Vgl. Fessbender 19983. 
S. 2 14-2 18. und Franck 1992. 



kerrecht wirklich Bahn gebrochen. Treffend drückt dies auch eine Erklärung des Gene- 
ralsekretärs der Vereinten Nationen Kofi Annan aus: „I placed the individual at the 
lieart of my efforts to advance our understanding of what it ineans to be a community of 
nations [...] [T]he individual has been the focus of our concerns."'" 

Im Grunde handelt es sich um einen Einbruch naturrechtlicher Vorstellungen in die 
positivistische Ordnung des neunzehnten und frühen zwanzigsten Jahrhunderts. Sein 
Auslöser war zweifellos die Erfahrung der beiden Weltkriege mit ihrer zuvor ungekann- 
ten Entfesselung von Gewalt lind Grausamkeit - eine Erfahrung von Leid in einem 
Ausmaß, das jedenfalls in der westlichen Welt die Selbstherrlichkeit der Staaten gründ- 
lich diskreditierte und ihren Anspruch, über Menschen und Territorien nach Belieben zu 
verfügen, als Anmaßung erscheinen ließ. Dieser Einbruch ist in den Formen des kon- 
sensualen Modells erfolgt, also durch Zustimmung der Staaten - einer Zustimmung 
aber, die faktisch unwiderruflich erteilt worden ist, weil ausgeschlossen erscheint, daß 
sich die „internationale Gemeinschaft als ganzes" wieder von der Verpflichtung auf das 
Wohl des einzelnen Menschen abwenden wird oder könnte. Die zunächst etwas venvir- 
rend anmutende Vielfalt der gemeinwohlorientierten Normkategorien wird so verstand- 
lich: Sie hat den großen dogmatischen Wandel sowohl verschleiert wie ermöglicht. 

Der heutige völkerrechtliche Gemeinwohlbegriff ist Folge der geschichtlichen Erfah- 
ning eines Versagens der staatlichen und substaatlichen Gemeinwesen iin zwanzigsten 
Jahrliundert, vornehmlich in Europa: Der Staat schützte den einzelnen nicht vor Gewalt 
lind Unrecht, sondern wurde im Gegenteil zum Urheber derselben. Vor diesem Hinter- 
grund wurde die völkerrechtliche Rechtsordniing zum Anwalt des Individuums gegen- 
über den Staaten (und insbesondere dem jeweiligen Heimatstaat des einzelnen) erhoben 
- allerdings nur in den Interessen, die allen Menschen kraft ihres Menschseins gemein- 
sam sind (Leben, Gesundheit, Freiheit). Daher geht es auch beim völkerrechtlichen 
Gemeinwohl nicht um „Sonder- und Eigenbelange" einzelner Menschen - wie sie die 
lateinischen Gemeinwohl-Klassiker als „bonum particiilare" dem „bonum commune", 
dem Wohl des ganzen Gemeinwesens, gegenübergestellt haben -, sondern um den Aus- 
druck eines „allgemeinenu Interesses, das alle Menschen über ihre (etwa aiif Grund 
ihres Berufs, Familienstandes oder Vermögens, aber auch ihrer Religion oder Weltan- 
schauung) divergierenden Interessen hinweg verbindet. Jedenfalls insoweit schließt das 
Wohl des Ganzen das Wohl seiner Teile ein."' 

Das Völkerrecht verpflichtet darnit die Staaten nicht nur zu einem gemeinwohlorien- 
tierten Zusammenwirken, sondern es hält auch jeder staatlichen Gemeinwohldefinition 
die „unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechte" des einzelnen entgegen 
und fordert ihre Berücksichtigung. Es zieht der einzelstaatlichen Gemeinwohl- 
Definitionsmacht bestimmte letzte Grenzen. Dies heißt aber auch, daß der völkerrecht- 
liche Gemeinwohlbegriff für die inneren Verhältnisse funktionierender Rechtsstaaten 
nur geringe praktische Bedeutung besitzt. Wo innerstaatlich durch rechtsstaatliche Ein- 
richtungen und Verfahren der Schutz der Menschenrechte gesichert und die Fühning 
eines Angriffskrieges aiisgeschlossen ist, stellt das völkerrechtliche Gemeinwohl weder 

l i l  Annan 1999. 
15' Vgl. lsensee 1988, S. I I .  Rdnr. 18 f.. sowie S. 36-39, Rdnrn. 8 1-87 (,.Grundrechte als Reclitstitel 

ziir Mitwirkitng am Gemrinwolil"). 



Maßstab noch Korrektiv dar. Allerdings kann der völkerrechtliche Diskurs auch dort die 
Aiiseinandersetzungen über den Inhalt des „nationalen Gemeinwohls" inspirieren."' 

VI. Schlußfolgerungen und Problernlagen 

1 .  Jost Delbrück hat, zunächst mit Bezug auf die Verpflichtungen erga omnes,'j4 den 
prägnanten Ausdruck .,public interest norms" geprägt. Eine Umschreibiing in deutscher 
Sprache könnte lauten: „völkerrechtliche Rechtsnormen, die im öffentlichen Interesse 
(der internationalen Gemeinschaft) erzeugt worden sind". Später hat Delbrück den Be- 
griff weitergehend so definiert: „[T]here are international legal norms which are de- 
signed to protect the public rnterest of the international community and which, there- 
fore, are binding upon all states because these norms are ,necessaryC - not in an 
empirical, but in a normative sense as they are based on a universally shared value 
j~d~enient . ' " '~  Soweit „public interest norms" ein Sammelbegriff für die Nomen des 
ius cogens und die Verpflichtungen erga omnes ist,lj6 deckt er sich im wesentlichen mit 
dem in diesem Beitrag benutzten Begriff ,,gemeinwohlorientierte Normen" (das engli- 
sche Äquivalent wäre: ..coinmon interest norms"). Letzterer Begriff erscheint mir vor- 
zugswürdig. weil er sich nicht auf die im Völkerrecht problematische Dichotomie von 
..privat" und „öffentlicha stützt. 

Der Ausdruck „public interest noms" wird aber auch in einem weiteren Sinne ver- 
wandt, nämlich mit Bezug auf menschenrechtliche Verbürgungen im allgemeinen, das 
humanitäre Völkerrecht, das Recht der Friedenssicherung, das Abrüstungs- und Um- 
we~tschutzrecht. '~~ Hier wird auf eine inhaltliche Gemeinsamkeit der betreffenden 
Normen abgestellt - ihre Ausrichtung auf Ziele, welche von der ganz überwiegenden 
Mehrheit der Mitglieder der internationalen Gemeinschaft unterstützt werden. Bei einer 
so weiten Verwendung des Begriffs fallt es aber schwer, die „public interest norms" 
von anderen völkerrechtlichen Normen abzugrenzen. Den genannten Rechtsgebieten 
ließe sich ohne weiteres das Recht der wirtschaftlichen und technologischen Entwick- 
lung hinzufügen. Von fast jedem bi- oder multilateralen Vertrag (über eine Grenzaner- 
kennung, über die Vermeidung der Doppelbesteuerung, über wirtschaftliche oder mili- 
tärische Ziisammenarbeit) werden seine Parteien behaupten, er sei auch im Interesse der 
internationalen Gemeinschaft abgeschlossen. Unzweifelhaft „eigennützige" vertragliche 
oder gar gewohnheitsrechtlicl~e Nonnen werden sich nur schwer finden lassen. 

2. Die Präambel der UN-Charta, welche, vom Umweltschutz abgesehen, die verschie- 
denen heute völkerrechtlich anerkannten „community interests" vollständig auflistet, 
geht auf einen Ent\ilurf des südafrikanischen Ministerpräsidenten und Feldmarschalls 
Jan Christiaan Smuts zurück, der sich der Unterstützung der Commonwealth-Länder 

1 5 '  Vgl. Thürer 2000, S. 599: ,,Völkerreclit [...I als ein Leitbild und als ein innerstaatliche Verfas- 
sungsprozesse steuerndes Nonnensysteni". 

I'" Vgl. Delbriick 1995, S. 174, 194. 
"' Ders. 1997, S. 18 f. 
I F h  Vg1. ehd.. S. 227 f. 
1117 Vgl. Riede1 1997, S. 89-92. 



versicliert hatte."' s i e  ist ganz in einein ~lestiichen Geist verfaßt. Das jüdisch-christ- 
liche Menschenbild und die Ideen des Rechtsstaats und des Pazifismus leiten die Prä- 
ambel, die ihrerseits den Inhalt der gegenwärtigen gemeinwohlorientierten Normen des 
Völkerrechts geprägt hat. Unter den fiinfzig Staaten, die an der UN-Gründungs- 
konferenz von San Francisco teilnahmen, befanden sich nur drei afrikanische Staaten 
(Äthiopien, Liberia und Siidafrika, letzteres von einer weißen Minderheit regiert), fünf 
arabische (Ägypten, Irak, Libanon, Saudi-Arabien und Syrien) und vier asiatische (Chi- 
na. Indien, Iran und die Philippinen). 

Es erhebt sich die Frage, die für den engeren Bereich des Menschenrechtsschutzes 
unter dem Stichwort „Universalität der Menschenrechte?" diskutiert worden ist: Sind 
hier nicht Gemeinwohlvorstellungen Europas und Amerikas für universal gültig erklärt, 
der übrigen Welt oktroyiert worden? Inwieweit sind sie mit den traditionellen Kulturen 
Asiens und Afrikas, aber auch etwa der indianischen Völker Süd- und Zentralamerikas 
vereinbar?'59 ~ a t  die Substanz dieser Vorstellungen universale Aufnahme und Aner- 
kennung gefunden oder handelt es sich nur um Lippenbekenntnisse gegenüber dem 
politisch und wirtschaftlich starken Westen? Auch und gerade in der Frage des Ge- 
meinwohls der internationalen Gemeinschaft zeigt sich das „Problem des Verhältnisses 
des [. . .] Allgemeingültigkeit beanspruchenden Völkerrechts europäisch-abendländi- 
schen Ursprungs und der ihm innewohnenden Wertmaßstäbe zu den sittlichen und juri- 
stischen Vorstellungen der bisher meistens von außen her in sein Gefüge hineinge- 
zwungenen Völker mit anderen Über~ieferungen".'"~ Eine zweite Frage: Wie ist es um 
die Zukunft der westlichen Ideen bestellt, wenn die Fundamente, auf denen sie in Eu- 
ropa und Nordamerika gewachsen sind, bröckeln? 

Nicht wenige Indizien deuten darauf hin, daß die Verbreitung westlichen Ideengutes 
im Völkerrecht (und im geschriebenen Verfassungsrecht der meisten außereuropäischen 
Staaten) ein Scheinsieg sein könnte. Ist bereits fraglich, ob die Grundkonzepte wirklich 
verstanden worden sind, so erst recht, wie es sich mit ihren Verfeinerungen verhält, an 
deren Schöpfung weite Teile des Südens schon mangels entsprechender Ressourcen 
(rechtswissenschaftliche Forschung und Lehre, Publikation ihrer Ergebnisse, diplomati- 
sche Einflußnahme) keinen Anteil hatten.I6' Auch die Nichtregieningsorganisationen 
(non-govemmental organizations, NGOs), deren Anteil am Zustandekommen gemein- 
wohlorientierter Völkerrechtsnormen gerade in den Feldem Menschenrechte, Umwelt- 

'" VgI. Russell/Muther 1958. S. 91 1-918. 
159 Die Erklsning der Konferenz von Stockholm iiher die Umwelt des Menschen (Anm. 144) konze- 

dierte in ilirem Prinzip 23 aiisnahmsweise das Bestehen unterscliiedlicher Wertordnungen, als sie 
davoii sprach, es sei .,essential in all cases to consider tlie s,vsfem. ofvnlues prevniling in ench 
coiintry" (meine Hervorhebung). Vgl. auch die „Universal Declaration on Cultural Diversity" der 
UNESCO vom 2. Nov. 2001, welche in ihrem Art. I die kiiltiirelle Vielfalt zum ,,common heritage 
of humanity" erklärt (Text im lnternet unter: w\vw.unesco.org). 

l  hll Vgl. Truyol y Serra 1968. S. 37. 
I h '  Vgl. Fassbender I99Xd, S. 103-1 06. 
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schiitz und Abnistung bedeutend ist,'" setzen sich ganz überwiegend aus Angehörigen 
westlicher lndustriestaaten zusammen. 

Allerdings beschränken sich die oben im einzelnen iintersiichten gerneinwohlorieri- 
tierten Normen auf \veriige Essentialien. Insofern kann ein divergierende ethische und 
religiöse Konzepte iind Systeme überbrückender globaler Minimalkoiisens angenom- 
men werden, ein ,.minimal and iiniversal moral code" (Michael Walzer), nach dem 
jedenfalls der Friede (verstanden als Abwesenheit militärischer Gewalt), gnindlegende 
Menschenrechte und die natiirliche Umwelt schützenswert sind.I6' 

3. Es fallt auf, daß die in völkerrechtlichen Normen bestimmten Gerneinwohlbelange i n  
der Periode seit 1945 verliiiltnismäßig statisch geblieben sind. In der Völkerbundrzeit 
vorbereitet, wurde mit der UN-Charta das zwischenstaatliche Genraltverbot als ein In- 
halt des Gemeinwohls anerkannt. Später verstärkte sich in aufeinanderfolgenden Schrit- 
ten die entsprechende Anerkennung der Menschenrechte. Neu hinzugetreten ist allein 
der Umweltschutz. Das universale Staatensystem ist äußerst sch~verfallig; größere Ver- 
änderungen oder Innovationen sind auch im zwanzigsten Jahrhundert niir im Gefolge 
schwerer Krisen erfolgt, zuletzt des Zweiten Weltkriegs. 

4. Bei den inhaltlich aiif die Position des einzelnen Menschen gerichteten gemeinwohl- 
orientierten Normen handelt es sich um abstrakte Konzepte oder ~ e i t i d e e n , ~ ~ '  die der 
Konkretisieriing und - wenn sie sich in einem bestimmten Fall nicht gleichermaßen 
verwirklichen lassen - des Ausgleichs bedürfen.'" lm Gegensatz zum innerstaatlichen 
Bereich stehen in der Völkerreclitsordnung fiir diese Aufgabe nur unzureichende Insti- 
tutionen und Verfahren zur Verfiigung. Die UN-General\~ersammliing hat zwar in meh- 
reren ihrer „Deklarationena erfolgreich Leitprinzipien formuliert und einen breiten 
Konsens der Staatengemeinschaft zum Ausdruck gebracht. Als aus heute 189 weisungs- 
abhängigen Regierungsdelegationen zusammengesetztes Gremium ist sie aber struktu- 
rell unfähig. in konkreten Situationen unterschiedliche Gemeinwohlbelange gegenein- 
ander abzuwägen. Über eine Wiederholung der immer gleichen Formeln gelangt sie 
selten hinaus. Nur ausnahmsweise ist die Zuständigkeit eines internationalen Gerichts 
oder Schiedsgerichts gegeben; sie setzt noch immer voraus, daß sich ein Staat der Ge- 
richtsbarkeit ,.freiwillig unterwirft". Als wirkungsvollste ständige Instanz bleibt der 
UN-Sicherheitsrat, der in der Praxis sein Mandat über die ihm in der Charta aiifgetrage- 
ne Wahning des Weltfriedens auch auf die Sichening anderer Gemeinwohlbelange, 

Vgl. dazu Thürer 1999, S. 4 3 4 6 ,  und Hummer 2000, S. 161-180. der drei Haiiptformen der Mit- 
wirkung voii NGOs an der internationalen Rechtsetz~ing unterscheidet iind materialreich belegt: 1 .  
„agenda setting" (Initiieriing lind Mitwirkung an der Arisarbeitung völkerrechtlicher Verträge. vgl. 
dazu auch Doswald-Beck 2000). 2. .,standard setting" (direkte „Rechtsetzurig". 2. B. im Bereich 
technischer Normung), lind 3. .,monitoring" (Überwachung, Kontrolle und Implementierung völ- 
kerrechtlicher Verträge). 

163 " Ahnlich Khan!Paulus 1998, S. 256, und Graf Vitzthum 200la, S. 48 f. 
I"' Mit der Ausnahme der völkerstrafrechtlichen Normen. die wegen des „nulla poene sine lege"- 

Satzes genaue Umschreibungen der Straftatbestände enthalten. 
I h5 Vgl. zu den notwendieen „Prozesseii der C;emeiii\~~ol1lkonkretisiemngg' nur Hiiherle 1983, S. 272- 

276. Energisch plädiert für einen „procedural approach" als Mittel der Einipiing auf völkerrechtli- 
che Ziele lind Werte Koskeiinienii 199 1 .  S. 40 1404 .  



insbesondere den Schutz grundlegender Menschenrechte, ausgedehnt hat. Mit Recht ist 
der Sicherheitsrat charakterisiert worden als .,an Organ acting in the name of the interna- 
tional community as a whole in defence of the interests and values regarded by the same 
community as being fundamental for the maintenance of its own integrity".""ie Legi- 
timität des Sicherheitsrates ist aber nicht unbestritten;I6' besonders die „Dritte Welt" 
kritisiert seine Zusammensetzung als unausgewogen und nicht repräsentativ und seine 
Entscheidungsverfahren als intransparent. 

5. Auch die Durchsetzung gemeinwohlorientierter Normen ist im Völkerrecht mangel- 
haft organisiert. Es gibt keine große Maschinerie ineinander greifender und sich ergän- 
zender gerichtlicher und exekutiver Verfahren, wie sie jedenfalls im Westen den ino- 
dernen Staat kennzeichnet. Ein internationales Gericht kann von einem sich verletzt 
fühlenden Staat nur mit Zustimmung des möglichen Urhebers der Verletzung angemfen 
werden. Individuen, Minderheiten und staatenlosen Völkern sind die Gerichte ganz 
verschlossen; sie sind „nicht parteifahig". Gerichte wie besondere zur Überwachung der 
Einhaltung von völkerrechtlichen Vertragsbestimmungen eingesetzte ~ r e m i e n ' ~ '  (wie 
der UN-Mensclienrechtsaiisscliuß nach dem Pakt über bürgerliclie und politische Rech- 
te) können ihre Entscheidungen im übrigen nicht selbst vollstrecken; es fehlt ihnen ein 
Gerichtsvollzieher. 

Im Grunde steht für die Durchsetzung gemeinwohlorientierter Völkerrechtsnormen 
mit der Möglichkeit der Androhung von Zwang nur der Sicherheitsrat zur Verfügung, 
vornehmlich zur Sicherung des zwischenstaatlichen Gewaltverbots, in zweiter Linie 
auch zur Wahrung anderer Gemeinwohlbelange wie der grundlegenden Menschenrech- 
te. Doch ob und wie der Sicherheitsrat in einem bestimmten Fall tätig wird, hängt von 
vielen unvorhersehbaren politischen Faktoren ab. Wegen des Veto-Rechts der funf 
ständigen Ratsmitglieder können gegen die prononcierten Interessen einer dieser Mäch- 
te keine Beschlüsse gefaßt werden. Zur Durchsetzung seiner Beschlüsse mit militäri- 
schen Mitteln ist der Rat darauf angewiesen, daß ihm einzelne Mitgliedstaaten Tmppen 
zur Verfügung stellen oder sich (wie im Falle der Befreiung Kuwaits von der irakischen 
Besetzung) mit dem Einverständnis des Rates zum Exekutor des Gemeinschaftswillens 
machen. 

6. Indem der vorliegende Beitrag einer kritischen Darstellung gemeinwohlorientierter 
Nonnen des Völkerrechts und ihres Ambiente gewidmet ist, beschäftigt er sich mit dem 
völkerrechtlichen Gemeinwohlideal, nicht mit der ~enieinwohlwirklichkeit.'~~ Eine 
Evaluation der tatsächlichen Realisierung von Menschenrechten und Umweltschutz, 
Gewaltverbot, Abrüstung und Entwicklungshilfe hätte sich der Verfasser freilich auch 
dann nicht zugetraut, wenn sie ihm platzmäßig möglich gewesen wäre. Sie könnte nur 
auf der Grundlage einer umfassenden Auswertung aller verfugbaren Informationen er- 

Ihh Dupuy 1997, S. 27. 
167 Vgi. o. Text bei Anm. 67. 
Irin Vgl. ziir Organisation und Arbeit der einzelnen Organe die Studien bei Alston 1992. 
Ih" Vgl. zu dieser Spannung HRberle 1983, S. 270. 
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folgen."0 Es soll hier nur die - naheliegende - Feststellung getroffen werden, daß sich 
die völkerrechtliche Gemeinwohlproblematik nicht in ihrer normativen Seite erschöpft. 

I 
7. Tm Zeichen der seit 1990 dominierenden Stellting der Vereinigten Staaten von Ameri- 1 
ka im Staatensystem („the United States as the only superpower") hat der Be-griff des 
„Unilateralismiis" in der Politikwissenschaft und im Völkerrecht neue Bedeutung ge- 

I 
I 

Wonnen. Er bezeichnet das einseitige Vorgehen eines Staates, ohne Rücksicht auf beste- I 

hende multilaterale Institutionen und Mechanismen, und unter Umständen auch gegen I 

einen von und in diesen artikulierten Willen. Unilaterales Vorgehen kann vielerlei For- 
I I 

men annehmen und alle Felder der internationalen Politik betreffen - so in den vergan- 
genen Jahren insbesondere den Welthandel, den Umweltschutz und den Einsatz militäri- I 
scher Gewalt. Es liegt nahe, daß nur ein politisch, wirtschaftlich und militärisch 
besonders mächtiger Staat versucht sein wird „to go it alone". Prima facie läuft ein sol- 
ches Handeln dem Wesen einer internationalen Gemeinschaft zuwider, deren Grundge- 
bot der Ausgleich unterschiedlicher Interessen und Ziele in gemeinschaftlich anerkann- 
ten Verfahren und Institutionen sein muß. Sofern das unilaterale Handeln 
völkerrechtliche Regeln (also die rechtlichen Regeln, die sich die internationale Gemein- 
schaft gegeben hat) verletzt, ist es schon deshalb gemeinschaftswidrig. Der Konflikt 
steigert sich, wenn das unilaterale Vorgehen als Gemeinwohlbelangen dienend begründet I 

I 

wird - Belangen, für deren Identifizierung und Konkretisierung im Einzelfall eine offene 
Diskussion und Abwägung in den genannten emeinschaftlich anerkannten Verfahren 

F7 I und Institutionen von zentraler Bedeutung ist. „Les interets collectifs doivent faire 
I'objet de deliberations collectives. [. . .] Un Etat isole, fiit-il le plus civilise du monde, ne 
saurait parler avec autoritk en son nom [du droit hiimain] ni en celui de l'humanite.""' 
Dies schließt nicht aus, daß - etwa im Falle eines Versagens des vorgesehenen Verfah- 
rens oder der zuständigen Gemeinschaftsinstitution, oder eines Mißbrauchs partizipatori- I 

! scher Rechte durch Mitglieder der Gemeinschaft mit dem Ergebnis eines solchen 
Versagens - das einseitige Handeln eines Staates ausnahmsweise als „letztes Mittel" 

i 
i nicht nur ethisch, sondern auch rechtlich geboten sein kann, um elementare Gemein- 

wohlbelange der internationalen Gemeinschaft zu sichern. Diese wenigen Bemerkungen 
müssen hier genügend. um ein Problemfeld zu skizzieren, das in den kommenden Jahren 
an praktischer Bedeutung noch gewinnen dürfte. 

8. Es ist zutreffend bemerkt worden, daß die Zahl der praktischen AnwendungsfYle von 
i 

ius cogens und Verpflichtungen erga omnes sehr gering ist. Das in Artikel 66 Buchst. 3) I 

der Wiener Vertragsrechtskoiivention für Streitigkeiten über die Anwendung oder Aus- 
I 

! legung der ius cogens-Artikel 53 und 64 vorgesehene Verfahren ist seit dem Inkrafttre- 

I 170 Vgl. etwa E r  den Stand der Verwirklichung der Menschenrechte die Resolutionen der UN- 
Generalversammlung, die Berichte des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschen- 
rechte, der UN-Menschenrechtskommission und der sechs Ausschüsse zur Überwachung der Einhal- 
tung der Menschenreclitskonventionen (im Intemet unter: www.unhchr.ch) sowie die jahrlichen Be- 
richte von amnesty international (zuletzt: Annual Report 2001, im Inteniet unter: www.amnesty.org). 

1 7 '  Vgl. o. Text bei Anm. 164 M. 
17' Rougier 1910, S. 501, zitiert in Gowlland-Debbas 2000b, S. 382. Der Aufsatz gehört zu den Beiträ- 

I gen eines Symposi~iins .,Uiiilateralism in International Law", die das Europeaii Journal of Interna- 
tional Law in Bd. 1 1 (2000), Nr. 1 (S. 1-185) und Nr. 2 (S. 24941  1). veröffentlicht hat. 



ten der Konveritioii im Jahre 1980 kein einziges Mal in Anspnich genommen worden.'73 
Das Konzept der Verpflichtungen erga omnes hat nicht zu der naheliegendsten prakti- 
schen Folge, der Anerkennung einer Kla ebefiignis nicht unmittelbar verletzter Staaten 
vor internationalen Gerichten, gefiihrt.l7' lm Recht der Staatenverantwortlichkeit sind 
die Rechtsfolgen eines Verstoßes gegen Normen der beiden Kategorien nur irn Sinne 
einer Minimallösung geregelt worden; das Konzept „völkerrechtlicher Staatsverbre- 
chen" ist gescheitert.17' Aiis der Anerkennung der Existenz einer „Verfassung der inter- 
nationalen Gemeinschaft" werden kaum praktische Schlüsse gezogen."" 

Die Frage ist berechtigt, ob dieser Befund nicht die Bedeutung dieser Normkategori- 
en als Träger und Ausdruck eines inhaltlichen Wandels des Völkerrechts zu einer wert- 
haften, am Wohlergehen des einzelnen Menschen orientierten Ordnung mindert. Das 
Schicksal der „international crimes of States" ist symptomatisch für die Zurückhaltung 
der Staaten (das heißt ihrer für die auswärtigen und völkerrechtlichen Beziehungen 
zuständigen Entscheidungsträger und Behördenapparate), die von der Völkerrechtslehre 
seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs vorangetriebenen dogmatischen Neuerungen 
anzunehmen und nachzuvollziehen. Eindeutig akzeptiert haben die Staaten allein die 
Existenz von ius cogens im Recht der völkerrechtlichen Verträge sowie die völkerstraf- 
rechtliche Verantwortlichkeit von Individuen. Das erste konnte ihnen nicht schwerfal- 
len, da davon ausgegangen werden durfte, daß es die Regierungen im allgemeinen ver- 
meiden würden, vertraglich in offener Form etwa Aggression oder Völkermord zu 
verabreden. Das zweite beeinträchtigt die Stellung der Staaten und ihrer Regierungen 
im Gesamtbau des Völkerrechts nicht, denn es sind sie, die jede Verfol ung einzelner 
wegen völken-echtlicher Verbrechen betreiben und unterstützen müssen. 16 
9. Hinter und neben den Bekenntnissen und Rechtsfiguren zugunsten von Gemein- 
schaftsinteressen und -werten hat die traditionelle, auf Konsens beruhende Völker- 
rechtsordnung „soiiveräner Staaten" überdauert. Es ist nicht ausgeschlossen, daß ihre 
Charakteristika in einer Zeit, in der sich der aus der Erfahrung des Zweiten Weltkriegs 
und der Dekolonisierung gespeiste gemeinschaftsfreundliche Impetus im wesentlichen 
erschöpft hat, wieder stärker hervortreten werden. Obwohl so oft beschworen, ist der 
große, unwiderrufliche Paradigmenwechsel im Völkerrecht (noch?) nicht eingetreten. 
Wolfgang Friedmann schrieb vor bald vierzig Jahren: 

,.In tenns of objectives, powers, legal structure and scope. the present state of international or- 
ganisation presents an extreniely complex picture. It reflects the state of a society that is both 
desperately clinging to the legal and political symbols of national sovereignty and being 

17' Vgl. Tomuschat 1999, S. 82. 
174 Vgl. o. Text bei Anrn. 65. 
17' Vgl. o. Text bei Anrn. 76 ff. 

VgI. dagegen Fassbender 1998a, S. 129-1 59,282-287. 
17' Allerdings ist bemerkenswert, daß nach Art. 27 Abs. 1 des Römischen Statuts des Internationalen 

Strafgerichtshofs „die amtliche Eigenschaft als Staats- oder Regierungsclief. als Mitglied einer Re- 
gierung oder eines Parlaments, als gewählter Vertreter oder als Amtsträger einer Regierung eine 
Person nicht der strafrechtlichen Verantwortlichkeit nach diesem Statut (enthebt)" (Text in: Tomu- 
schat 2001, S. 5 1 1.522). 



puslied towards the pursuit of common needs and goals tliat can be achieved only by a steadily 
intensifying degree of international organisation.""' 

Es kennzeichnet die Langsamkeit der Entwicklung des Völkerrechts, womöglich aber auch 
seine mangelnde Eignung als Rechtsordnung interdependenter Völker einer Menschheit, 
daß diese Aussage irn wesentlichen auch heute noch zutrifft. 
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